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EN Aus der Redaktion 
Hey Ihr! 


Es kommen ein paar spannende Monate auf uns zu. Ein paar Lokale Tipps: Ende September 
kommen die „Tu-mal-wat-Tage“ (Vorausgesetzt ihr macht selbiges), und vom 23. - 27. Oktober die 
Antiknasttage. Hier müssen wir uns entschuldigen: Weil es keine Juli-Ausgabe gab, konnten wir 
Euren Text nicht veröffentlichen, tschuldigung... Apropos Anti-Knast: Isa ist raus. Wir senden 
solidarische Grüfse an die 3 von der Parkbank und freuen uns, dass vielerorts Feuer der Solidarität 
entfacht wurden. Einige Soli-Aktionen haben wir Euch in diesem Heft zusammengestellt — gerne 


mehr davon! 


Diesmal bieten wir Euch wieder feinste Bleiwüste, was vor allem an einem Diskussionsbeitrag 
liegt, den wir unbedingt abdrucken wollen: Eine Kritik an der Deutsche Wohnen Enteignen 
Kampagne — Wir haben in der April-Ausgabe ja so salopp behauptet, dass wir enteignen gut 
finden, und deshalb auch die Kampagne begrüßen. Das wir nicht mehr auf einen Staat als 
Eigentümerin von Wohnraum hoffen als auf ein Unternehmen, sollte eigentlich klar sein. 
Gleichzeitig geben wir zu, den Begriff „Enteignen“ erstmal charmant zu finden und das nicht zu 
Ende gedacht zu haben. Und eine Diskursverschiebung in diese Richtung ist doch doch sinnvoll? 
Das es damit nicht getan ist, ist klar. Aber vor allem vielen Dank, dass jetzt mal jemand was dazu 


geschrieben hat. Aber lest selbst! 


Wir bedanken uns für die Schokolade und für unsere treuen Monatsaboabonennt*innen. An alle 
anderen leider nochmal die Bitte: Wir sind weiterhin ganz schön pleite. Vielleicht habt ihr gerade 


etwas Zeit, uns ein bisschen Geld zu besorgen? 


Viel Spaß beim Lesen.Viel Mut und Kraft beim Kämpfen, Durchhalten und Lieben, auf Euch Selbst 


und Eure Gefährt*innen aufpassen. 


IHR SCHREIBT DIE INTERIM: 

Ihr schreibt und sammelt die Texte, wir stellen das Heft zusammen 
Beiträge müssen bei uns im Briefkasten landen - 

per Post: 

Interim, Gneisenaustraße 2a, 10961 Berlin 


per Einwurf: 
Umschlag bedruckt mit „Interim“ in den Türschlitz des Postraums im 


Mehringhof 2. Hof, Aufgang Ill, 1. OG, neben dem blauen Salon, werktags 


bis 17 Uhr erreichbar. 

Achtet auf Fingerabdrücke uns Spuren, mehrfach verwendetes Brief- und 
Umschlagpapier bzw. Briefmarken. Es ist bekannt, dass hin und wieder 
Postsendungen zum Teil geöffnet wurden oder verschwinden. 


IHR BEKOMMT DIE INTERIM: 

in gut sortierten linken Buch oder Infoläden, Kneipen, autonomen 
Zentren, überall dort, wo sie von Euch selbst ausgelegt wird. Wir wollen, 
dass die INTERIM nichts kosten soll und jede/r sie überall an ganz vielen 
Orten einfach mitnehmen kann — dafür brauchen wir Euch! Zum verteilen 
und zum Geld-Organisieren, denn Produktion, Verschickung und 
Verteilung sind nicht umsonst. Stellt Spenden-Dosen auf, organisiert Soli- 
Parties und überlegt, welchen festen regelmäßigen Betrag Ihr uns 
zukommen lassen könnt. Meldet Euch per Post, wenn es die INTERIM 
bei Euch nicht gibt und wir sie Euch schicken sollen, versucht dabei bitte, 
zentrale Verteil- und Abholstationen zu organisieren, damit wir Porto 
sparen können. Schickt uns Knastadressen und kümmert Euch als Soli- 
Gruppe darum, dass die INTERIM dort auch ankommt. 

Wir haben kein Bankkonto! Deshalb schickt uns Geld bitte in 
Briefumschlägen (aber möglichst keine großen Beträge auf einmal), 
genauso kommt es auch bei uns an, wenn Ihr es im beschrifteten 
Umschlag in den Briefschlitz (Mehringhof Postraum) werft. DANKE! 
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Die 3 von der Parkbank: Update zum Verfahren und den Gefangenen 


Hintergrund 


Vor ca. einem Monat wurden drei Gefährt_innen in Hamburg Eimsbüttel festgenommen. Zwei von 
ihnen sitzen seitdem in U-Haft. Mit diesem Text wollen wir über die neuen Entwicklungen im 
Zusammenhang mit dem Repressionsschlag gegen die drei informieren, auch wenn es zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht viele Informationen gibt. 


Was ist passiert: In der Nacht auf den 08. Juli wurden die drei Gefährt_innen auf einer Parkbank 
kontrolliert und darauf hin festgenommen. Kurz darauf wurden mehrere Wohnungen in Hamburg 
durchsucht, Türen und Einrichtungen zertrümmert und ein Haufen Kram mitgenommen. Teilweise 
wurde den Anwesenden keine Liste der beschlagnahmten Gegenstände ausgehändigt. Einen Tag 
später veröffentlichten die Bullen eine Mitteilung, in der sie die Verschleppung der drei mit dem 
Verdacht auf die Vorbereitung einer schweren Straftat („mutmaßliche Brandstiftung“) begründen. 
Einen Tag nach der Festnahme wurden die Betroffenen dem Haftrichter vorgeführt. Zwei von ihnen 
sind seitdem in U-Haft. Der Haftbefehl der dritten Person wurde ausgesetzt und sie kam unter 
Meldeauflagen raus. Sie darf die BRD nicht verlassen. Der Haftbefehl wurde jedoch nur ausgesetzt 
und nicht etwa aufgehoben. Eine von der Verteidigung beantragte Haftprüfung wurde von dieser 
aus strategischen Gründen zurückgezogen. In der Haftprüfung wird über den Fortbestand der 
Untersuchungshaft bis zum Prozess entschieden. Haftprüfungen sind nicht öffentlich. 


Was ist über die Ermittlungen bekannt 
Die Ermittlungen werden von der Generalstaatsanwaltschaft geführt. Was bedeutet das: 


Die Generalstaatsanwaltschaft zieht in der Regel große Verfahren an sich, wie z.B. gegen die PKK 
oder Mitglieder des IS. Was sie nicht verhandelt, sind große Verfahren wie das Breite-Strafse- 
Verfahren in Hamburg oder das Elbchaussee- oder Rondenbarg-Verfahren im Zusammenhang mit 
dem G20-Gipfel 2017 in Hamburg. Damit wird eine große Drohkulisse aufgebaut, welcher es sich 
gemeinsam entgegenzustellen gilt! 


Da derzeit das Ermittlungsverfahren läuft, gilt wie immer und umso mehr: 
° Keine Aussagen bei den Bullen oder anderen Repressionsbehörden! 


° Keine Äußerungen oder Spekulationen am Stammtisch, am Tresen und schon gar nicht im 
Internet oder am Telefon 


° Keine Aussagen gegenüber der Presse 


* wenn ihr selbst etwas veröffentlichen wollt, bezieht euch nur auf öffentlich zugängliche 
Informationen 


Wie immer kann es auch in diesem Zusammenhang passieren, dass euch Bullen, Staats- oder 
Verlassungsschutz versuchen anzusprechen, um an Informationen zu gelangen oder um „einfach 
eure Meinung zu den Vorkommnissen“ zu hören. Zum Schutz der Betroffenen, eurer eigenen 
Sicherheit und zur Sicherheit aller anderen blockt diese Anquatschversuche ab und meldet euch 
rasch beim Ermittlungsausschuss (EA), der Roten Hilfe oder Out-Of-Action und macht den 
Anquatschversuch umgehend öffentlich. 
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Solidarität 


Es hat bereits vielfältige Aktion in Solidarität mit den „Drei von der Parkbank“ gegeben. Das ist 
super und bestärkend! Weiter so! 


Wie geht es den beiden im Knast? 


Die Haftbedingungen im U-Haft Holstenglacis sind hart! Die beiden haben täglich 23 Stunden 
Einschluss allein auf der Zelle. Lediglich während einer Stunde Hofgang und einiger Stunden 
Umschluss am Wochenende (gemeinsam mit einer anderen Person auf der Zelle, die Dauer ist 
stark von Ermessen und Laune der Schließer abhängig) haben sie Kontakt mit anderen 
Gefangenen. 


Beide haben bereits Besuch bekommen, wobei immer das LKA mit im Raum saß. Die 
Besuchszeiten sind jedoch sehr begrenzt (2x monatlich für 1 Std. für max. 3 Personen). Sie haben 
verlauten lassen, dass sie den Kopf oben haben und dass sie die Solidaritätsbekundungen (Soli- 
Demo, Kundgebung, Rufe und Feuerwerk vor dem Knast) mitbekommen und diese ihnen Kraft und 
Mut geben. Das Telefonieren war beiden bis jetzt nicht möglich, da die zuständige Telefon-Firma 
im Urlaub war (WTF?). Beide Gefangene haben bereits Bücher bekommen. Bücher können nicht 
von euch in den Knast geschickt werden, sondern müssen genehmigt und im Original direkt an 
den Knast bestellt werden. Wenn ihr Ideen für Bücher habt, schreibt gerne an den Blog (s.u.) oder 
teilt dies den Gefangenen selbst in einem Brief mit. 


Die beiden können jetzt endlich Briefe empfangen, welche jedoch von drei Stellen (Knast, LKA, 
Staatsanwaltschaft) gelesen werden und deshalb einige Zeit brauchen, bis sie ankommen. 
Schreibt den beiden also eifrig weiter, damit sie immer was zu lesen haben! Für Infos zum 
Schreiben von Briefen in den Knast schaut auf dem Soli-Blog vorbei: 


parkbanksolidarity.blackblogs.org 


Denkt bitte daran Briefmarken beizulegen und den Inhalt eures Briefes aufzulisten und Seiten zu 
nummerieren, damit auch alles drinnen ankommt! 


Nehmt bitte darauf Rücksicht, dass die Gefangenen nicht ihren Klarnamen veröffentlicht haben 
wollen. Seit also kreativ wenn ihr über die Mauern schreien oder Feuerwerk am Knast machen 
wollt (beides am besten zwischen 17-21.30h), oder grüßt sonst ganz einfach gleich alle 


LES 


Gefangenen! Wenn ihr selbst Aktionen wie Konzerte, Kundgebungen oder Demos am Knast 
organisieren möchtet, denkt daran diese frühzeitig (gern in einer Mail an den Blog) anzukündigen, 
da am Wochenende für die Gefangenen Umschluss ist und sie frühzeitig Bescheid wissen 
müssen, um möglichst viel von draußen mitzubekommen. 


Seid weiter Solidarisch' Macht Aktionen, organisiert Soli-Events (Cafes, Kneipen, Brunches, 
Konzerte, Partys, Info-Veranstaltungen, Briefe-Schreiben, etc.), passt auf euch auf und haltet die 
Ohren und Augen offen. Informiert eure Freund_innen und lasst uns gemeinsam das Schweigen 
und die Unsicherheit überwinden! Wir sind Wütend! 


Freiheit für die „Drei von der Parkbank“! 


Freiheit für alle Gefangenen! 
Schreibt den beiden Genoss*innen in U-Haft: 


Libertäres Zentrum 
Karolinenstraße 42 (Hinterhaus) 


20357 Hamburg 
Stichwort „Die Drei von der Parkbank“ 
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Solidarit 


Funkmast angezündet - Für die drei von der Parkbank 


Mögen es auch die Mauern sein, die uns von den Menschen in den Knästen trennen, so sind es 
die Funkantennen, Glasfaserkabel, Chips und Sensoren, die uns außerhalb dessen daran hindern, 
uns wirklich zu begegnen. Deshalb sollten wir alles daran setzen, diese Gefängnisse zu zerstören. 


Als kleinen Beitrag dazu haben wir am 2. August in der Buschkrugallee in Neukölln mittels 
Brandsätze einen Funkmast angezündet. Auf das auch wir uns befähigen, ihre Kommunikation zu 
unterbrechen und den Waren- und Datenfluss, der die kapitalistische Herrschaft am Laufen hält 
und den technologischen Wahnsinn erst ermöglicht, zu sabotieren. 


Unsere brennenden Herzen sind bei den Drei von der Parkbank und Loic in Hamburg sowie den 
Anarchisten aus der Schweiz, welche aufgrund eines abgefackelten Funkmast im Knast sitzen 
oder sich auf der Flucht befinden. Ihr seid nicht allein! 


Bull*innenkarre umlackiert - Für die drei von der Parkbank 


Wir haben es uns zur Aufgabe gemacht in der Nacht von Montag auf Dienstag bei der 
Bullenstation "Keplergasse" eine Bullenkarre umzulackieren. Als wir in den Morgenstunden wieder 
kamen wurde uns der Zugang zur Straße verwehrt während das Auto von einem 
Abschleppunternehmen entfernt wurden war. Diese Aktion folgt im zuge unserer Solidarität mit 
den Inhaftierten Gefährt*innen von der Parkbank die immer noch in Haft sitzen. 


Wir senden euch Grüße und rufen alle anderen auf: Schreibt den Gefangenen und macht 
solidarische Aktionen! Freiheit für alle Gefangenen! 
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Flammende Grüße an die 3 von der Parkbank in Hamburg 


Wir schicken Liebe und Kraft an alle Rebell*innen in den Knästen dieser Welt, deren Botschaften — 
mögen jene an noch so fernen Orten gegen Autorität und Herrschaft kämpfen — uns erreichen wie 
die Grüße von Freund*innen. Gestern wurde ein weiteres Telekom-Auto in Berlin den Flammen 
übergeben. 


Für mehr direkte Angriffe gegen den sexistischen, rassistischen und autoritären Normalzustand! 
Unsere brennenden Herzen überwinden die Mauern! 
Liebe und Kraft in den Knast nach Hamburg und an die nahe stehenden Gefährt*innen! 


Anarchist*innen 


Flammende Grüße aus Bremen nach Hamburg an die 3 von der Parkbank! 


In der Nacht zu Sonntag griffen wir das Bullenrevier Schwachhausen im Bürgerpark an, um uns 
solidarisch mit den Gefährt_innen aus Hamburg zu zeigen. Wir hinterließen zwei Schrottreife 
Karren und setzten den Haupteingang mit 10 Litern Benzin in Brand. 


Unsere Gedanken und Herzen glühen für euch. Wir senden Liebe und Kraft. 
Feuer und Flamme der Repression 


Bullenwache angegriffen 


In der Nacht auf den 1. August 2019 haben wir die Scheiben der Varenheider Bullenwache am 
Kugelfangtrift kaputt gemacht. Es gibt unzählige Gründe die Bullen anzugreifen. Das wurde uns 
abermals mit der Festnahme unserer Gefährt*innen von der Parkbank sehr deutlich, weshalb wir in 
dieser Nacht zur Tat geschritten sind. 


Den Gefährt*innen von der Parkbank wird laut Presse die Vorbereitung einer Brandstiftung zum 
Jahrestag der G20 Krawalle vorgeworfen. Ob "schuldig" oder nicht: we don't care. 


Nehmt ihr unsere Gefährt*innen von der Straße oder den Parkbänken weg, schlagen wir zurück! 
Solidarität mit allen von Bullengewalt und Repression Betroffenen! 


Eine Umarmung und Kraft und Freiheit für die drei von der Parkbank! 
Für die Revolte! 
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KONNTE HYY of Kant 
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Erneut Bullenwache angegriffen 


In der Nacht zum 02. August haben wir die Bullenstation in Hannover - Empelde angegriffen und 
die gesamte Fassade schwarz eingefärbt. Wir senden mit dieser Aktion Liebe, Kraft und Solidarität 
an die Genoss*innen von der Parkbank. Organisiert euch, macht Aktionen, seid wütend und zeigt 
den gefangenen Genoss*Innen, dass sie nicht allein sind. 


Das Feuer in unseren Herzen brennt weiter - und bei der Telekom auch - Solidarität 
mit den 3 von der Parkbank 


Letzte Nacht setzten wir zwei Firmenwagen der Telekom in Brand. Unsere Motivation waren die 
Verhaftungen dreier unserer Gefährt*innen und die Einkerkerung zweier eben dieser. Wieder 
einmal haben die Staatsschutzschergen Freund*innen aus unseren Reihen genommen und das 
macht uns wütend. Für die Gefährt*innen wie für uns aber geht der Kampf weiter. Aus Momenten 
der Repression können wir auch gestärkt heraus gehen, wenn wir gemeinsam die richtigen 
Schritte tun. 


Feuer den Knästen, ihren Profiteur*innen und den Repressionsbehoerden! 
Freiheit fuer alle Gefangenen! 
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Wuppertal - Solidarität mit das Aktivisti und den 3 von der Parkbank - Sodexo Lkw 
angezündet 


Sodexo GA tec ist einer der Topverdiener_innen am Knastsystem und an der Abschiebeindustrie. 
Vom 28ten auf den 29ten haben wir den Gewinn von Sodexo ein wenig geschmälert und einen 
Lastkraft-wagen der Firma angezündet. Der Firmen Lkw war wohl nur auf der Durchreise und 
musste den Sonntag über hier rasten. Dies wurde ihm zum flammenden Verhängnis....... 


Wir haben mit blankem Entsetzen über die Brutalität und menschenverachtende Praxis vor dem 
Essener Gericht gegenüber das Aktivisti in dem Artikel von E.L.F.en gelesen 
(https://de.indymedia.org/node/35017). Wir erwarten von Justiz, Staatsgewalt und 
Parlamentarismus schon längst nicht mehr viel, aber das Handeln von Polizei, Richterin und den 
anderen Staatsknechten vor dem Amtsgericht in Essen ist ein weiterer Tiefpunkt. 

JEDE_R hat das recht das.Geschlecht selber zu wählen und JEDE_R darf selber entscheiden wer 
sie_ihn wo berühren darf und wer eben nicht. Das zuwider Handeln gegen das nicht berührt 
werden wollen ist eine eklige Form von Gewallt und nicht zu entschuldigen. Ebenso Gewallt ist es 
Menschen gegen ihren Willen in Knästen einzusperren und den Kontakt mit der Außenwelt zu 
unterbinden. Das Versprühen von Sprühkreide und das Abfackeln von Sodexo Eigentum sehen wir 
nicht als Gewalt an, sondern als legitimes Mittel Protest gegen die herrschenden Verhältnisse 
auszudrücken. Wenn ein internationales Unternehmen wie Sodexo GA tec dann auch noch Geld 
mit dem Betreiben von Privatknästen und dem Einsperren/Abschieben von Menschen verdient, hat 
dieses Unternehmen unsere volle Wut verdient. 

Wir haben natürlich im Vorfeld überprüft und ausgeschlossen, dass ein_e Fahrer_in in dem 


Fahrzeug schläft oder sonst Menschen gefährdet sein könnten. Laut Zeitungsberichten brannte der 
Lkv vollkommen aus. 


Wir solidarisieren uns ganz klar und ausdrücklich mit unser Aktion mit das Aktivisti und fordern die 
sofortige Freilassung und wünschen dir viel Kraft. 


Auch die 3 von der Parkbank sind nicht vergessen. 3 Wochen Knast und das Verweigern von 
Postzustellung im monotonen Knastleben ist eine Sauerei und ein perfides Druckmittel, um unsere 
Gefährt_ innen zu brechen. Daher fordern wir die verbliebenen Gefährt innen aus dem Knast 
freizulassen und ihnen auf dem Weg nach draußen all ihre Post die noch bei der Justiz liegt 
auszuhändigen. Auch euch schicken wir mit unserer Aktion viel Kraft um den Knast zu überstehen. 


Für die Selbstbestimmtheit von Geschlecht und Körper, das Knastsystem angreifen, Sodexo GA 
tec zu Asche Sofortige Freilassung unserer gesamten Gefährt_innen in Haft. 
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Solidarität! 


Auch zwei Jahre später haben wir die Tage und Nächte des G20 Gipfels in Hamburg nicht 
vergessen. 

Aus Wut, Solidarität und Kompliz_innenschaft legten wir in der Nacht von Mittwoch auf Donnerstag 
einen Brandsatz nach Hamburger Bauart unter den vorderen rechten Reifen eines Autos des 
Konzerns SPIE. 

Die Firma SPIE ist einer von vielen Profiteuren von Einsperrung und Unterdrückung und Sabotage 


an ihrem Eigentum ein Weg, Herrschaft direkt anzugreifen. Denn nur durch Zuarbeitende wie SPIE 
kann dieses System funktionieren. https://chronik.blackblogs.org/?p=9182 


Mit großer Freude nahmen wir den Angriff auf die Telekom AG wahr und die inhaltliche 
Bezugnahme auf eine Erklärung vor dem Gipfel. 


Auf das die Feuer euch ein Lächeln ins Gesicht zaubern. 
Freiheit für alle. 


Die von einer anderen Parkbank 


Farbige Soligrüße an die G20-Gefangenen 

In der Nacht vom 7. auf den 8. Juli haben wir den Freiburger Knast mit Farbe attackiert, ein Banner 
aufgehängt und Botschaften an den Wänden der Stadt hinterlassen. 

Unsere Solidarität geht raus an die, die in den Knästen sitzen, die laufende Prozesse haben und 
an die zahllosen, die vor zwei Jahren physische und psychische Schäden vom Polizeikontakt 
davon getragen haben. 

Kein vergeben kein vergessen! 

Von Freiburg nach Hamburg - Fight the Police 
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Noch mehr Sport 


Aufwertung? Abwerten! Angriffe auf Immobilienbüros und Vonovia 


Bremen, veröffentlicht am: 19.08.2019 


Erklärung zu den Angriffen & Aufruf zu direkten Aktionen gegen die Profiteur*innen der 
Verdrängung 


In Bremen lassen sich aktuell zwei Tendenzen beobachten. Zum einen wird die Stadt der Reichen 
unaufhörlich vorangetrieben. Die Aufwertung geht einher mit Sanierungen, dem Neubau von 
luxuriösen Eigentumswohnungen, der Umwandlung von Mietwohnungen zu 
Eigentumswohnungen, der Etablierung hochpreisiger Läden, zunehmender Präsenz von Polizei, 
Objektschutz und Ordnungsamt, genereller Säuberung des Straßenbildes von Graffiti, von 
marginalisierten Gruppen und nicht-konformen Personen, wie z.B. Obdachlosen, 
Sexarbeiter*innen, Menschen mit vermeintlichem Migrationshintergrund, queeren Menschen, 
Drogenkonsument*innen, vermeintlichen Drogendealer*innen, etc. 


Zum anderen wird diese Entwicklung öffentlich wahrgenommen und führt zu vielfältigen Protesten: 
Mieter_innen organisieren sich, Verbände demonstrieren, Basisinitiativen entstehen und in der 
bürgerlichen Presse wird laut über Mietpreis-bremsen und manchmal gar leise über Enteignungen 
diskutiert. 


Was fehlt, ist eine umfassende Praxis direkter Aktionen, die die Kämpfe gegen die Gentrifizierung, 
Ausbeutung und deren Profiteur*innen verschärft und den Widerstand gegen die kapitalistisch 
organisierte und vom Staat kontrollierte Stadt in ein unversöhnliches Terrain führt. In der 
Vergangenheit gab es unter anderem direkte Aktionen gegen Immobilienbüros, Vonovia Fahrzeuge 
und die Privathäuser von Gerichtsvollziehern. Sie hatten jedoch wenig Einfluss auf die 
Wohnraumdebatte. Aus diesen Gründen haben wir in den letzten Tagen eine Reihe von Angriffen 
durchgeführt. 


11.08.2019 Fahrzeug von Vonovia in Bremen-Walle in Brand gesetzt 

12.08.2019 Büro von Vonovia in Bremen-Gröpelingen zerstört und mit Parolen besprüht 
13.08.2019 Scheiben zweier Immobilienbüros in Bremen-Findorff zerstört 

13.08.2019 Scheiben von Immobilienbüro in Bremen-Walle zerstört und Parolen hinterlassen 
14.08.2019 Fahrzeug von Vonovia in Bremer Neustadt tiefer gelegt und mit Parolen besprüht 
14.08.2019 Immobilienbüro in Bremer Neustadt mit Parolen besprüht 

16.08.2019 Fahrzeuge von Vonovia in Bremen-Findorff und Walle tiefer gelegt 

17.08.2019 Fahrzeug von Vonovia in Bremer Neustadt entglast 

17.08.2019 Scheiben von Immobilienbüro im Bremer Steintorviertel zerstört 


Warum Immobilienbüros? Warum Vonovia? 


Immobilienbüros sind die Aushängeschilder von Gentrifizierung. Hier kaufen Wohlhabende Häuser 
und Wohnungen. Spekulation, Mietsteigerung und Verdrängung sind die Folgen. Immobilienbüros 
und -makler*innen sind direkte Profiteur*innen der Verdrängung und finden sich verstärkt in den 
Stadtteilen, die bereits stark von Gentrifizierung betroffen sind. 
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Vonovia fällt in der Debatte um Wohnraum immer wieder mit betrügerischen 
Nebenkostenabrechungen und exorbitanten Mietsteigerungen auf. Als größter privater Akteur auf 
dem Wohnungsmarkt in Bremen (und bundesweit) trägt der Konzern besondere Verantwortung für 
dessen Entwicklung. Der Wohnungsmarkt, in dem Wohnen zur Ware gemacht wird, ist 
kapitalistisch strukturiert. Im heutigen kapitalistischen Wohnungsmarkt wird Wohnen zur Ware 
gemacht. Deshalb gibt es keinerlei Interesse daran, dass jede Person, die eine Wohnung braucht 
auch eine bekommt. Daher ist auch das Wohnungsunternehmen Vonovia nicht an bezahlbarem 
und sozial verträglichem Wohnraum interessiert. Höchstens daran, dass Wider-stand in jeglicher 
Form befriedet wird, damit die möglichst hohe Gewinnausschüttung über eine schnelle Rendite 


gewährleistet werden kann. 


Die Wahl der Mittel 


„Die Verbreitung von Signalen der Unordnung führt zu einer Reihe von Dingen. Es erhöht unsere 
taktische Stärke, wenn wir eine Praxis des Vandalismus, der Eigentumszerstörung, der 


öffentlichen Besetzung und der Rowdys verfeinern. [...] 
Sie unterbrechen die Erzählung des sozialen Friedens und schaffen die unbestreitbare Tatsache, 


dass Menschen sich dem gegenwärtigen System widersetzen und gegen es kämpfen.” 


Signals of Disorder 


Neben bereits erwähnten Zusammenschlüssen von Mieter*innen, selbstverwalteten Häusern und 
Mietenwahnsinn-Demos stärken gezielte Aktionen gegen Immobilienbüros, teure Läden oder 
Wohnungskonzerne die Praxis der Unordnung und der Wiederaneignung von Stadt. 
Profiteur*innen müssen markiert und Widersprüche zugespitzt werden. 


Der Immobilienmarkt ist ein lukratives Geschäft - auf der ganzen Welt. Häuser, Grundstücke und 
Wohnungen sind attraktive Anlageprojekte, die ausschließlich als Investitionsmöglichkeit betrachtet 
werden. Die Menschen, die darin wohnen oder die sozialen Zusammenhänge in den Vierteln, die 
überhaupt erst eine Gesellschaft ermöglichen, spielen dabei nur peripher und wenn oft nur als 


Störfaktor eine Rolle. 

Attraktiv sind Investitionsobjekte aber nur dann, wenn eine bestimmte Anlagesicherheit gegeben 
ist. Es muss gewährleistet sein, dass sich Verdrängungsprozesse nach Plan entwickeln, sich 
soziale Gefüge z.B. Nachbar*innenschaften widerstandslos auseinanderreißen lassen, 
Vereinzelung fortschreitet und schicke Neubauten unbeschadet bleiben. Diese Konsequenzen 
neoliberaler Stadtentwicklung müssen wir jedoch nicht hinnehmen und auch nicht akzeptieren, 


dass Wohnraum, der allen zustehen muss, Zum Spekulationsobjekt gemacht wird. 
Immobilienspekulant*innen verunsichern und angreifen!!! 


In diesem Sinne schlagen wir vor, eine Praxis sicht- und reproduzierbarer Angriffe zu etablieren. 
Ziele und Verantwortliche sind überall zu finden. 


Stadt für alle! 
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Nazi-Gedenken wirft Schatten 
Veröffentlicht am: 16.08.2019 


In dieser Woche wurden in Berlin mehrere Nazis zu Hause besucht und ihre Kneipen angegriffen. 
Der unmissverständliche Hinweis: Bleibt dem Gedenken an Rudolf Heß fern und erzählt all euren 
Freund*innen davon. 


Die NPD-Kneipe „Zapfhahn88“, Konrad-Wolf-Str. 88 in Hohenschönhausen. Seit Jahren Treffpunkt 
der Lichtenberger NPD zum Saufen und für Stammtische. Mehr Infos bei antifa-berlin.info 


Die Stammkneipe der Wannseefront „Am Kreuzberg“, Monumentenstraße 22. Die Wannseefront 
gibt es schon lange, letztes Jahr wurde am Tag des Heß-Marsches der 35. Geburtstag gefeiert. 
1992 töteten Wannseefront-Nazis in Werder Peter Konrad. Zwei Neuköllner AfD-Funktionäre 
gehören zur Wannseefront. Naziklamotten und Hitlergrüsse gehören im „Am Kreuzberg“ zum 
Alltag. Besuch 2016 


Rene Uttke, Grumsiner Str. 11, NPD Marzahn-Hellersdorf, Schutzzone Berlin. In den letzten 
Jahren tonangebender Neonazi in Marzahn-Hellersdorf, Anmelder von Aufmärsche. Mehr Infos bei 
antifa-berlin.info 


Lars Niendorf, Fichtelbergstr. 8, Marzahn. In den letzten Jahren immer dabei wenn die NPD Berlin 
irgendwas gemacht hat, z.b. beim Heß-Marsch 2018. Mehr Infos bei antifa-berlin.info 


Patrick Arnold und seine Nazi-Familie, Siegfriedstr. 10, Lichtenberg. Zum ersten Mal 2011 
aufgefallen, als mehrere hundert Nazis bei einer NPD-Demo am Mehringdamm unter Polizeischutz 
Passant*innen verprügelten. Seit dem immer dabei, mal als Techniker, mal als Lautifahrer. 2017 
Ordner beim Heß-Marsch, 2018 Teilnehmer. Mehr Infos bei antifa-berlin.info 


Enrico Stubbe, Grumsiner Str. 18, Marzahn, Anmelder der „Wir für Deutschland“-Aufmärschen, 
zuletzt am 9.11.2018, aber bald wieder: am 3.10. in Mitte und Kreuzberg. Mehr Infos bei antifa- 
berlin.info 


Zuletzt möchten wir die Genoss*innen herzlich grüßen die dem Nazischwein und HeR-Organisator 
Sebastian Schmidtke (Lindhorstweg, Johannisthal) im Mai die Wohnung verwüstet haben. 


(Connewitz) AfD im Kiez angegriffen 


Die sächsische Landtagswahl steht an. Fest steht jetzt schon: Die Alternative für Deutschland wird 
hohe Zustimmungswerte erhalten. Doch in Connewitz ticken die Uhren anders. Wir haben uns 
auch auf den Konflikt angesichts der endlosen Provokationen von Poggenburg vorbereitet und 
werden während und nach der Wahl Widerstand leisten. Denn Connewitz bleibt antifaschistischer 
Kiez und ein brandgefährliches Pflaster für Faschistinnen aller Art. 


Wir haben auch in diesem Zuge in den letzten Wochen DrahtzieherInnen der Partei in unserem 
Viertel angegriffen. Getroffen hat es Funktionär-Innen der Partei, die unklugerweise in Connewitz 
wohnen und arbeiten. Denn hier heißt es: Faschistin sein bedeutet Probleme kriegen. 


Diese antifaschistischen Aktionen fanden statt: 


- Dem Ehepaar Frank und Helgard Droese, wohnhaft in der Bernhard-Göring-Straße 135, 04277 
Connewitz haben wir ihr Auto mit dem Nummernschild L-FD-312 vor der Haustür abgefackelt. 
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Beide Droeses stellten sich im Wahlkreis 4 als Kandidatinnen für die AfD auf, das haben sie jetzt 
davon. 

- Andreas Zwicker, wohnhaft im Hinterhaus Scheffelstraße 25, 04277 Connewitz, haben wir die 
Reifen seines roten Sprinters mit dem Kennzeichen L-PY-7893 mehrfach platt gestochen und ihm 
Drohbotschaften an der Hauswand hinterlassen. Er ist Gründungsmitglied des sogenannten 
Mittelstandsforum für Deutschland der AfD Leipzig. 


- Dagmar Rüde, wohnhaft in der Prinz-Eugen-Straße 41, 04277 Connewitz, haben wir ihre 
Wohnung im ersten Stock per Farblöscher versaut und verteilten auch großzügig durch die 
eingeschlagenen Scheiben im Wohnraum. Sie trat bei der Stadtratswahl für unseren Wahlkreis auf 


Listenplatz 2 an. 

- Thomas Steinert, wohnhaft im Meisenweg 24, 04416 Markkleeberg, haben wir die Scheiben 
seiner Autowerkstatt in Connewitz, Threnaer Straße 1, 04277 Connewitz, eingeschlagen. Steinert 
ist neu gewählter AfD Stadtrat in Markkleeberg. 

- Laut AfD und Presse wurden bereits am Vorabend des letzten angekündigten Poggenburg 
Besuchs in Connewitz bei Thomas Illig, wohnhaft in der Friedrich-Ebert-Str. 35, 04416 


Markkleeberg, die Scheiben seiner Erdgeschosswohnung eingeworfen und mit Farbe 
nachgeholfen. Illig war in den Kommunalwahlen ebenfalls als Listenkandidat der AfD geführt. 


Die Alternative für Deutschland ist angreifbar, sie haben Namen und Adressen. Vom Parteimitglied 
zum Abgeordneten - wir kriegen euch alle. 


Leipzig bleibt rot! 


AfD-Karren angezündet 


Bereits am 4. Juli konnten wir Medien entnehmen, dass zwei AfD-Wahlkampfautos vor der 
Wohnungstür von AfD-Politiker Udo Hagen in Schönefeld angegriffen und beschädigt wurden. 
Über diese Nachricht haben wir uns gefreut und entschieden, die Karren nun auch noch komplett 
untauglich zu machen. Also haben wir sie in der Nacht zum 22.7. in Brand gesetzt und uns an dem 
Ergebnis erfreut, dass der Leipziger AfD jetzt zwei AutoS weniger für ihren ekelerregenden 


Wahlkampf zur Verfügung stehen. 


Udo Hagen hat zur vergangenen Stadtratswahl im Wahlkreis 1 die zweithöchste Stimmzahl für die 
AfD neben Falk-Gert Pasemann erhalten. 


Im Übrigen betreibt er quasi von der Wohnungstür aus ein eigenes Taxiunternehmen: Taxi Hagen 


Abgang einer WISAG Karre - für Loic, für die Drei, für Antonin Bernanos 


Wir schicken den Gefangenen und Verfolgten feurige Grüße. Auch wenn wir sie nicht kennen, 
sitzen sie für uns im Knast. 


Die Stadt ist voller Ziele. Eins davon, eine WISAG Karre, haben wir in der Nacht zum 7. August in 
Berlin-Wedding angezündet. Tagsüber wimmelte es in diesem Kiez noch von Uniformen, die dort 
eine Zwangsräumung vollzogen. Nachts gehörten die Straßen wieder den Brandstifter_Innen. 
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Wir zerstören alles, was der Herrschaft des Staates dient, wie es diese privaten Sicherheitsdienste 
in freudiger Ergebenheit machen. Das auch als Grußbotschaft an die Liebig 34, deren geplante 
Räumung noch manche Verwüstung verursachen wird. 


ASW Bürogebäude von FLINT-Aktionsgruppe angegriffen 


In der Nacht vom 16.7 zum 17.7.2019 wurde das Bürogebäude der Aachener Siedlungs- und 
Wohnungsbaugesellschaft (ASW) in Berlin-Wedding erneut angegriffen. Wir, eine FLINT 
(FrauenLesbeninterNonbinaryTrans) Aktionsgruppe, wollen damit ein Zeichen setzen: Gegen 
Gentrifizierung, Immobilienspekulation sowie de Stadt der Reichen. Wir wollen mehr bezahlbaren 
Wohnraum und Freiräume für selbstbestimmtes und solidarisches Zusammenleben. 


Die besetzte G17a (Großbeerenstraße 17a) hätte so ein Freiraum werden können. Trotz 8 Jahren 
Leerstand wurde dieses Projekt jedoch von der ASW zerschlagen und das Haus geräumt. 


Besonders für FLINT-Personen sind Räume wichtig, in denen aktiv gegen Machtstrukturen und 
hierarchisierte Gesellschaft gekämpft wird. Sie können einen Schutzraum vor der sexistischen 

"Normalität" darstellen. Immer mehr dieser Räume sollen uns genommen werden, wie z.B. das 
anarcha-queer-feministische Hausprojekt L34 (Liebigstraße 34) und so sehen wir keine andere 
Lösung, als den militanten, feministischen Widerstand. 


Dr. House - Handlanger der Gentrifizierung - angegriffen 
„Keine Rendite mit der Miete“ hätte an der Wand stehen sollen...hätte unsere Dose funktioniert... 


Letzte Nacht wurde das Büro von Dr. House in der Hertzbergstraße mit Farbe, Hammer und 
Feuerlöscher angegriffen. 


„Dr. House Solutions Service GmbH" arbeitet unter anderem für den stadtbekannten 
Immobilienspekulanten Gijora Padovicz. Das Unternehmen erledigt nicht nur Hausmeisterdienste, 
sondern leistet für Padovicz auch Bespitzelungsaktivitäten von Bewohnertinnen seiner Häuser. 


Ende Geländewagen 


„Our world is on fire! but they ignore us. Perhaps we can make them listen, when burning down 
their SUV“: Gut gelaunt haben wir den Text aus Köln zur Zerstörung von vier SUV der Marke 
Porsche gelesen, uns zwischen dem Beton und Glas des Großstadtdschungel auf die Suche nach 
Gleichwertigem gemacht und in der Nacht vom 07. auf den 08. Juli in Berlin-Mitte angegriffen. 


Angriff auf die Polizei im Nordkiez von Friedrichshain. 


Durch die Stürmung der LIEBIG34 am 20. Juli versucht der Repressionsapparat die sich 
häufenden Angriffe auf ihre Belagerungseinheiten zu vergelten. 


Aus dem Hinterhalt wurde am Sonntag gegen 2 Uhr (am) eine Gruppe der Polizei mit Steinen 
angegriffen. Die Staatsdiener waren gerade dabei, sich zu entspannen, weswegen sie sich in der 
höheren Liebigstrafse aufhielten. Die Guerillia-Einheit konnte sich unbemerkt nähern, entschlossen 
angreifen und sicher zurückziehen. Die Pressestelle der Polizei meldete den Angriff über die 
bürgerlichen Zeitungen. 
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Solidarität heißt Angriff - Rache für Liebig34-Razzia - Vonovia Karre angegriffen 


Genau wie die zahlreichen Razzien der vergangnen Wochen (nicht nur beim Jugendwiderstand), 
von denen viele wohl leider nicht öffentlich werden, ist auch die jüngste Durchsuchung der Liebig 
34 ein Angriff auf uns alle. Diesen lassen wir nicht unbeantwortet. 


Aber nicht nur die sogenannte linke Szene, sondern der größte Teil der in Berlin lebenden 
Menschen ist von Spekulation, Ausbeutung und der Profit-gier einiger weniger großer 
Wohnungskonzerne betroffen. Die Folgen bekommen wir alle zu spüren: steigende Mieten, 
Verdrängung, Zwangsräumung. 


Unser spontaner Beitrag zum Aufruf zu dezentralen Aktionen traf einen Vonovia-Lieferwagen in der 
Schwabstraße in Reinickendorf: jetzt ist er entglast und wird von einer Botschaft an die 
Nachbar*innen geschmückt. 


Vonovia, Padovicz, Deutsche Wohnen und co. enteignen! 
Jede Hausdurchsuchung hat ihren Preis 
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Debatte 


DW ENTEIGNEN KRITIK 


Neues sozialrevolutionäres Stadtentwicklungsprogramm - nicht nur für Berlin 
Mietkampf & Anarchie 2019 
ENTEIGNEN! 


Anlass dieses Beitrages ist eine Veröffentlichung in „Analyse&Kritik“ (AK) vom März 2019 Nr. 647 zum 
Thema „Man muss den Unternehmen die Wohnungen wegnehmen.“ Besagten Artikel gelesen zu haben, ist 
keine Voraussetzung, um der nachfolgenden Kritik folgen zu können. Eine Kritik entlang der formulierten 


Positionen der Kampagne „Deutsche Wohnen enteignen“ (im weiteren Verlauf: „Kampagne DW“) ist 
überfällig. i 


Wir nehmen das Ergebnis unserer Kritik gleich vorweg: Die Kampagne wird weder halten was sie 
verspricht, noch wird sie eine Einlösung der Parole „Deutsche Wohnen enteignen“ auch nur 
annähernd auf den Weg bringen. Unsere Fazit: Das was uns in dem Artikel und dem Interview mit 
zwei Funktionären von „Deutsche Wohnen enteignen“ als „Eenteignen“ verkauft wird, ist nicht nur 
eine Luftnummer, sondern bedeutet ein fettes Geldgeschenk an die Immobilienwirtschaft. Enteignen 
sieht anders aus. 


Gleich zu Beginn des Artikels werden wir so richtig radikal eingestimmt: „Es hilft alles nichts, die 
Immobilienunternehmen müssen enteignet werden.“ Der AK-Redakteur, der das verkündet, wird an anderer 
Stelle in der Printversion wortreich erklären, dass Parteien nur zu den Spielregeln des Kapitals spielen 
dürfen und dass darum eine Organisation außerhalb der Parlamente nötig ist. So platt wie wahr. Es erübrigt 
sich eigentlich auszusprechen, welche Organisation gemeint sein könnte, blättern wir doch gerade in dem 
Sprachrohr der Organisation — der „Interventionalistischen Linken“ (IL). Dass es aber auch innerhalb der 
radikalen Linken Verwirrungen über die Bedeutung der „Kampagne DW“ gibt, zeigt auch das Beispiel des 
Bündnisses „Zwangsräumung verhindern“, die der Kampagne einen fulminösen Start auf der 
Mietenwahnsinndemo zuspricht. Auch in der Interim, die für sich bestimmt alles andere in Anspruch zu 


nehmen, als reformistisch zu agieren, lässt sich blenden von dem Begriff „Enteignen“. Entsprechend positiv 
der Bezug zu der „Kampagne DW“ in ihrem Editorial. 


Aber es wäre auch vermessen zu glauben, sozialdemokratische Denke sickere nicht auch immer wieder in 
Strukturen, die sich zwar für radikal halten, aber diese „Radikalität“ dann doch eher über identitäre Codes 
produzieren. Zugehörigkeitsinszenierungen und szeneüblicher Konformismus dominieren, eine offene Praxis 
und Diskussionen entlang anarchistischer Perspektiven kommen im Alltag kaum vor. Einerseits. Andererseits 


gibt es ne der „Kampagne DW“ auch bis hin ins bürgerliche Spektrum der Mieter*innenbewegung 
Vorbehalte. 


Zeit für eine Schärfung einer radikalen Position und entsprechenden Widerspruch 


Es ging bei der Kampagne gegen „Deutsche Wohnen“ nie um enteignen. Hier geht es nur um einen 
Rückkauf von Wohnungen. Erinnern wir uns: Der rosarote Senat hat die GSW vor mehr als 10 Jahren 
verscherbelt. Und das damals weit unter Preis: für etwas mehr als 400 Millionen. Zusammengezogen mit 
den Schulden von etwas mehr als 2 Milliarden, die die Konzerne übernahmen, haben diese ein 
Schnäppchen gemacht. Die landeseigene GSW wurde damals von der SPD und den LINKEN auf Betreiben 
des damaligen Finanzsenators Sarrazin (SPD), bekannt eher nur für seine rassistischen und heute AfD- 
kompatiblen Positionen in der Migrationsdebatte, verkauft, d.h. privatisiert. Es soll jetzt ganz schnöde 
zurückgekauft werden — die Kampagne nennt auch einen Preis: 8 bis 13 Milliarden. Es steht — auch für die 
Kampagnenmacher*innen - außer Frage, dass nicht der damalige Verkaufswert den heutigen Rückkauf 
bestimmt, sondern der heutige Wert der Immobilie. Denn das bestimmt das Grundgesetz und auf dessen 
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Boden bewegt sich die Kampagne ausdrücklich. Der Rückkauf ist nicht einfach ein Rückkauf, der beliebig 
verhandelbar ist. Es handelt sich um einen Entschädigungsanspruch, der aus der Verfassung resultiert. Die 
Höhe der Entschädigungen werden ja nicht von der IL festgelegt, noch nicht mal vom Senat, sondern von 
„Experten“ und „Deutsche Wohnen‘“und in letzter Instanz von deutschen Verfassungsrichter*innen. Dass eine 
Entschädigung in der zu erwartenden Höhe den Mieter*innen keine Luft verschaffen wird, liegt auf der Hand, 
wird aber wie so vieles unterschlagen in den Argumentationen für die Kampagne. Denn, eine Entschädigung 
wird nicht in Obst, nicht in Pflanzen, nicht in Dildos oder Kondomen, sondern in Geld getätigt. Logisch. Und 
was macht ein Konzern mit Geld in der Regel? Er setzt es sofort zur weiteren Wertschöpfung ein — eine 
Wertschöpfung die sich sofort gegen andere Mieter*innen anderswo wenden wird. So sieht sie also aus, die 
not-in-my-backyard-Solidarität von Teilen der Berliner Mietenbewegung. Der ganze Vorgang hat genau 
genommen mit emanzipativer Politik nichts zu tun, sondern läuft auf eine juristische Auseinandersetzung 
hinaus, die in den Gerichten und Verwaltungen ihren Ort hat. Dort sitzen dann auch keine Mieter*innen, 
sondern Experten, Anwälte, Gutachter, Bänker und all so ein Zeug. Die Mieter*innen der Kampagne dürfen 
dann Beifall klatschen oder was um einiges wahrscheinlicher sein wird, ernüchtert und resigniert spüren, auf 
welchen Irrweg sie von ihren Bewegungsfunktionär*innen mit ihrer Enteignungslüge geführt wurden. Wir 
gehen sogar so weit zu behaupten: Durch solche Lügen, Versprechungen und den nachfolgenden 
Enttäuschungen produzieren solche Kampagnen Ohnmacht und Resignation. Ein guter Nährboden für Kräfte 
wie der AfD. Aber scheuklappenbewehrt würden sie, die Kampagnenfunktionäre, uns den Rückkauf als 
Erfolg ihrer Enteignungskampagne verkaufen. Das ganze auch nur annähernd mit dem Begriff der 
„Enteignung“ zu belegen, ist nicht nur dumm und frech, sondern politisch brandgefährlich. 


ENTEIGNEN...? Klingt irgendwie geil... ich bin da ganz bei Dir... 


Wir verstehen „Enteignen“ als Kampfverhältnis, das an die Wurzel des kapitalistischen Privateigentums geht 
und nicht als den sozialdemokratischen Regulierungsansatz,der uns gerade serviert wird. Für uns sind 
unbezahlbare Mieten und Verdrängung nur eine Facette einer ungerechten Gesellschaft, ein Ausdruck. Als 
revolutionäre Anarchist*innen stellen wir die soziale Ordnung grundsätzlich in Frage, weil sie nicht sozial ist 
und meinen das auch so. Wenn die „Kampagne DW“ diesen Begriff im Bezug auf den Mietkampf von den 
radikalen Kräften der Bewegung räubert, vereinnahmt, in Besitz Zu nehmen versucht, damit kokettiert, dann 


muss sie sich auch daran messen lassen. 


Bereits seit mehr als fünf Jahren diskutieren verschiedene Strömungen immer wieder entlang der 
Eigentumsfrage. Sie tasten sich darin langsam im Tempo der Bewegung und entlang ger Möglichkeiten 
vorwärts. #Besetzen ist der sicherlich sichtbarste Ausdruck derzeit, aber eben auch viele direkte Aktionen in 
Richtung dieser Thematik. Die „Kampagne DW“ hat den Begriff noch nicht mal selbst gesetzt oder gar 
entwickelt, sondern aufgegriffen und verdreht. Der einzige wirklich anerkennenswerte Erfolg der Kampagne 
liegt auf der diskursiven Ebene: Die Frage des Eigentums ist derzeit breites Thema — wenn auch in 
verkürzter Form. 


Denn: Das was hochtrabend als „Diskursverschiebung“ abgefeiert wird, ist ohne materielle Bedeutung. 


Immer wenn ihnen nichts mehr einfällt, kommt der Hinweis auf die „Diskursverschiebung“. Diese geschieht 
nur an der Oberfläche und bewegt nichts — die materielle Substanz des Problems (das Eigentumsverhältnis) 
hat sich weder verschoben noch wurde es berührt. Und es wird auch nicht berührt werden, genau dafür 
garantiert der sog. Enteignungsartikel im Grundgesetz und die Konformität der Kampagne dem gegenüber. 
Der Enteignungsartikel ist ein Entschädigungsartikel. Er ist kein Artikel zum Angriff auf das Privateigentum, 
sondern im Gegenteil: zu dessen Garantie — für den vielleicht politisch opportunen Ausnahmefall einer 
Enteignung eines Privaten aus öffentlichem Interesse. Wenn der CEO von „Deutsche Wohnen“, Michael 
Zahn, die Kampagne beschreibt, dann tut er das aus einer gänzlichen anderen Sicht als wir natürlich, aber er 
trifft einen Nagel auf den Kopf: Die Kampagne „Enteignung schafft derzeit viel Emotionen, aber keine 
Wohnung.“ 


Aber das Mantra von der Enteignung macht sich vor allem gut, für alle die daran glauben wollen und eignet 
sich auch zur Inszenierung eines Etappensieges gegenüber den Unterstützer*innen der Kampagne. Regel 
Nummer 1 der Kampagnen-Heinze dieser Welt: Starte nie eine Kampagne, die du nicht gewinnen kannst. 
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Egal wie kümmerlich die Zielsetzung, egal wie erbärmlich die Begriffsverdrehungen, mit denen du arbeiten 
muss — möchten wir hinzusetzen. 


Uns stört es nicht, in einer Kampagne auf Emotionalisierung zu setzen. Uns stören die Lügen dahinter. Das 
ist bestenfalls irreführend, aber eigentlich fällt die Kampagne den Mieter*innen in den Rücken: Indem sie 
etwas vorgibt zu sein, was sie nicht ist. Der Volksentscheid ist zahnlos hinsichtlich der Eigentumsfrage. Die 
Hoffnung kann nur betrogen werden. 


Es ist nicht schön, diese Hoffnung zum Platzen zu bringen und die Finger in die Wunden zu legen. Aber uns 
wird niemand sorgenfreies Wohnen auf dem Silbertablett servieren. Das Ganze ist ein heftiger Kampf, der 
Zähigkeit braucht, viele Rückschläge einstecken wird, keine großen Siegesinszenierungen verspricht, aber 
eine revolutionäre, eine militante Perspektive sucht und braucht. Um den Herrschenden das Zittern zu lehren 
- diejenigen also, die aus Sorge vor dem sozialen Frieden Zugeständnisse machen müssen (auf denen wir 
uns es nicht leisten werden auszuruhen). 


Und was macht die Kampagne? Freut sich wenn Parteien Zuspruch säuseln... 


So sollte eigentlich wundern,warum der Umstand unhinterfragt bleibt, wenn die Kampagne Zuspruch von 
einer Partei der Besserverdiener und Modernisierungsvertreter — den Grünen - erhält? Und wie kommt es, 
dass die LINKE, die Berlin mit der SPD und den GRÜNEN die nach wie vor neoliberale Stadt verwaltet, die 
Kampagne ebenfalls unterstützt in ihrem Europawahlkrampf? Ausgerechnet die Partei, die die GSW zu einen 
Spottpreis verscherbelt hat und deren Personal heute immer noch die Politik bestimmt? Was läuft falsch, 
wenn von Fraktionen der herrschenden Parteien Zuspruch kommt? Richtig, dann kann das alles ja gar nicht 
so dolle sein, will man da meinen. Denn eine Partei, so haben wir ja eingangs in der „Analyse ohne Kritik Nr. 
674“ lernen dürfen, folgt ja immer nur den Spielregel des Kapitals. Was also ist das für eine Kampagne, die 
ihre Unterstützung im „linken“ Spektrum der Parteien erfährt, die den kapitalistischen Rahmen nicht 
verlassen können und nicht wollen — denn das Verbleiben in dem Spielranmen garantiert ihre 
Existenzberechtigung. 


Natürlich ist „Deutsche Wohnen“ ein großer Player, dem ein Riegel vorgeschoben gehört, das steht außer 
Frage, aber was ist das für ein Riegel im Falle der Kampagne „DW enteignen“ - wenn das Parteienspektrum 
bis hin zu Teilen der SPD sich damit gemein machen können? 


Es ist ihr alltägliches Geschäft, vereinnahmen und spalten. Die Kampagne bietet den Parteien mit deren 
Profilierungsanspruch bei der Frage der Mieten eine Steilvorlage an. Auf den seichten Zug einer nicht ernst 
gemeinten Enteignungskampagne, die die Menschen auf den Staat hoffen lässt und die zu dem billigen 
Preis nur einer Unterschrift zu haben sind, das ist doch geradezu grandios. Die Parteien wären doof, wenn 
sie nicht auf diesen Zug aufspringen würden. Eine Kampagne mit Anschlussfähigkeit Richtung 
Sozialdemokratie eben. Und das Beste, nicht die Parteien müssen ein Spaltungsprojekt der 
Mieter*innenbewegung inszenieren, das machen deren selbsternannte Manager*innen und Sprecher*innen 
schon von selbst. Nicht nur, dass die Kampagne die Mitwirkung an einem mehr oder weniger radikalen 
Projekt vortäuscht und emotional auflädt, sondern bewusst die Leute verarscht, die unterschreiben, genau 
genommen. 


Vergessen die Rot-Grüne deutsche Beteiligung am NATO-Angriffskrieg auf Serbien vor 20 Jahren -ohne 
Grüne und SPD wäre das nicht durchsetzbar gewesen. Ebenso Hartz IV. Und heute zum Beispiel: Der 
größte Teil des Hambacher Forsts wurde unter einer Rot-Grünen Regierung gerodet: Mehr als 3500 der etwa 
4000 Hektar. Und die Leute wählen trotzdem „Grün“, weil die vielleicht das Klima retten - hoffentlich... Wider 
besseren Wissens wird eine Kampagne inszeniert, die alleinig dafür sorgen wird, das alles SO bleibt wie es 
ist. 


Wieso sollten die Reformist*innen da auch anders agieren als die Parteien, wenn eS UMS Eingemachte der 
bürgerlichen Gesellschaft geht, um das geliebte Privateigentum? Denn die Kampagnenheinze lassen völlig 
außer Acht, das sich die Eigentumsfrage nicht ohne die Frage der (Gegen-)Gewalt stellen lässt. Dies zu 
unterschlagen ist Basis der Lüge, auf der die Unterschrift gegeben wird. Die herrschende Klasse wird es 
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nicht zulassen, dass durch eine Unterschriftensammlung die Eigentumsfrage zu ihren Ungunsten 
entschieden wird. Wer verteidigt das Eigentum? Wer besitzt? Und warum? Und wer besitzt nicht? Und wo 
war das Eigentumsrecht als die Zwangsräumung mit knapp 1000 Bullen in der Lausitzer Strasse 
durchgesetzt wurde? Wenn die Dörfer für die Kohlekonzerne enteignet, geräumt und abgebaggert werden? 
Und welche juristische Handhabung machte diese Durchsetzung möglich? Keine Unterschriftenkampagne 
war in der Lage, diese Enteignungen und Zwangsräumungen zu stoppen. Das ist der Klassencharakter jeder 
grundgesetz- und damit systemkonformen Enteignungsdebatte. 


Hier werden Hoffnungen geschürt, die nur enttäuscht werden können. Hier ist ein Selbstbetrug in Gange, 
durch eine entweder naive und/oder korrumpierte Linke, die im eigentlichen Sinne einfach nur eine 
Rückkaufkampagne entlang der Gewinnerwartungen der Immobilienwirtschaft betreibt. 


Lustige Idee... 


Doch tun wir mal so als könnte das klappen, nur mal so tun; die Politik beschlief3t die Verstaatlichung von 
„Deutsche Wohnen“... 


Bei einer solchen Verstaatlichung haben sich ja die Spielregeln nicht plötzlich geändert, wenn der Staat im 
Besitz der Häuser ist. Weder Polizisten noch Gerichte sind verschwunden. Die Machtverhältnisse bleiben die 
gleichen, der Rahmen der Wohnen zur Ware macht, verändert sich nicht. Denn, ist ein Haus im Besitz der 
Stadt was ändert sich denn dann wirklich? Wir kennen die Geschäftsmodelle der öffentlichen 
Wohnungsbaugesellschaften, die ebenfalls überschussorientiert arbeiten. Dort ist das gleiche 
Managerpersonal am Start wie in den Immobilienfonds. Sie steuern diese Unternehmen nach den gleichen 
Vorgaben des gleichen Marktes. In sofern ist auch der Ruf nach „Neubau, Neubau, Neubau, aber bitte 
sozial“ - ein Mantraähnlicher Ruf in der Wüste. Ob Stadt, Staat oder Investor — gebaut wird nach 
Marktgesichtspunkten, und auch die so viel gepriesenen Genossenschaften taugen eben oft auch nicht mehr 
als Beispiel. Ohne eine radikale Mietbewegung, die die Wurzeln, das Eigentum, den Besitz an Grund und 
Boden in Frage stellt, wird jeder Neubau keine soziale Lösung sein, sondern ein Geschäftsmodell. 


Vorkaufsrecht: die selbe Kacke in klein 


Nebenbei: Das von vielen bejubelte Instrument des kommunalen Vorkaufsrechts funktioniert im Grunde 
genauso, nur im kleinen. Auch für das Vorkaufsrecht gelten die Marktpreise. Die Bezirke spendieren 10% zur 
Kaufsumme hinzu, Geld das woanders gekürzt wird. Der Rest läuft über Kredite, die über die künftigen 
Mieten in der Regel über 30 Jahre gegenfinanziert werden. Hohe Einlagen in Hausgenossenschaften oder 
ähnliche Zusammenschlüsse sollen den Eigenanteil erhöhen und die Kredite verbilligen. Wer diese Einlagen 
nicht auf Tasche hat, kann sie abstottern. Am Ende kommen derzeit bei diesem Modell „wohnwirtschaftlich 
gerechnet“ Quadratmetermieten von 10 bis 12 Euro raus, brutto kalt. Und freiwillig, selbst ausgerechnet. Da 
freut sich doch das landeseigene Wohnungsbauunternehmen, das die Trägerschaft übernommen hat. Und 
die Bank, die die Kredite gegeben hat. Und der Verkäufer, der seinen Wertzuwachs aus der Immobilie 
realisiert hat und nun woanders wieder zuschlagen kann. Und die, die solche Mieten bezahlen können. Die, 
die das nicht können, haben halt irgendwas falsch gemacht. Sie sind dann schon ausgezogen aus dem 
tollen per Vorkaufsrecht der „Spekulationssphäre entzogenen“ Objekt. Mit dem kommunalen Vorkaufsrecht 
bekommt der zahlungskräftige Mittelstand seine Mietwohnung gesichert. So wird Widerstand befriedet, 
indem man einen Teil der Akteure kauft, bzw. sich selbst zum Kauf vorschlägt. Teile und Herrsche. Wer von 
dem in der Masse üblichen Einkommen leben und ohne Ersparnisse auskommen muss, dem oder der hilft 
das Vorkaufsrecht nicht. 


Sowohl diese selbst auferlegten Monstermieten im Vorkaufsrecht als auch die Mietsteigerungen der 
landeseigenen Konzerne heizen den Mietspiegel an und werden so zur Rechtfertigung neuer 
Mietsteigerungen. Sie deckeln auch keine Mieten, sondern halten Schritt mit der Aufwertung einer Stadt, die 
eben beabsichtigt ist. Als ob die landeseigenen Wohnkonzerne keine Mieten steigen ließen. Die Aufwertung 
und damit einhergehende Verdrängung ist kein Kollateralschaden, sondern Programm. Der einzige 
Unterschied zwischen landeseigenen und privaten Konzernen: Überschüsse gehen nicht als Dividende an 


% 20% 


Aktionäre, sondern in Sanierungen. Denn mit sanierten Wohnungen lassen sich höhere Mieten nehmen. 
Oder in unbezahlbaren Neubau, wie von städtischen Wohnungsbauunternehmen hinlänglich bekannt. Oder 
die Überschüsse gehen an den Eigentümer, die Stadt und von dort z.B. über den Schuldendienst doch 
wieder an die gleichen Leute, die auch die Dividenden der Immobilienfonds und privaten Konzerne 
kassieren. Denn verschuldet ist die Stadt ja massiv, weil sie die ganzen Wohnungen zurückgekauft hat — zu 
Entschädigungspreisen, die selbst die Kampagne bei 8 bis 13 Milliarden Euro ansetzt. 


Noch eine lustige Idee... 


Nur mal so... Die Kampagne reflektiert die Kritik und verändert ihre Zielsetzung... Kann sie nicht, wird sie 
nicht, will sie nicht, aber tun wir mal so... Als Ausflug in die Realpolitik zwar, aber radikal gedacht... 


Wenn die Kampagnenmacher*innen also einen Rest von politischem Verstand und Klassenstandpunkt 
hätten, dann würden sie jetzt den Fokus ändern und sagen: So, wir haben erreicht was wir wollten, die 
ganze Welt spricht über Enteignungen. Aber Enteignungen mit Entschädigungen sind natürlich Quatsch. Wir 
wollen entschädigungslos enteignen. Was ist das spannende am Eigentum für den Besitzenden, für den 
Investor? Die freie Verfügungsgewalt des Eigentümers über sein Eigentum bzw. über von seinem Eigentum 
betroffene Mieter*innen. Deckeln wir also diese Verfügungsgewalt. Dafür müssen wir ihm oder ihr gar nicht 
ihr geliebtes Eigentum abnehmen. Daher kämpfen wir ab sofort mit unseren Mitteln 1. für die Entfristung des 
Mietendeckels und 2. für die Neuberechnung des Mietspiegels. In den Mietspiegel müssen auch die Mieten 
reingerechnet werden, die unverändert blieben im Berechnungszeitraum. Nicht nur die Neuvermietungen 
und die Mietsteigerungen. Der Berechnungszeitraum ist von 4 auf mindestens 20 Jahre hochzusetzen. 
Mieten, die nach der Neuberechnung drüber liegen, müssen gemindert werden. Zweitens: Ein entfristeter 
Mietendeckel ist eher eine Enteignung als ein Rückkauf. Denn wem macht das Eigentum noch Spaß, wenn 
er nicht mehr damit machen kann was er will, z.B. ständig die Miete steigern? Ein entfristeter Mietendeckel 
ist die de facto-Enteignung, bei der aber der Entschädigungszwang des Art. 15 nicht greift. 


Auch das totale Verbot von Neubau zu fordern, wenn es sich um Eigentumswohnungen handelt - auch das 
wäre ein Feld das es zu bearbeiten gälte -— denn der Berliner Mietmarkt soll langfristig in einen 
Eigentumswohnungsmarkt transformiert werden, weil das die größte Rendite bringt. 


Das wäre radikale Realpolitik: Die Widersprüche innerhalb des Bestehenden immer weiter zu treiben statt 
ein selbstgesetztes reformistisches Ziel zu erreichen, koste es was es wolle und selbst wenn sich im Prozess 
die Handlungsmöglichkeiten erweitern. Dazu fehlt ihnen der Mut und die Fähigkeit zur Selbstkritik. 
Stattdessen distanziert man sich von zwei Autos von „Deutsche Wohnen“, die abgebrannt wurden. Das sei 
der falsche Weg, sagt ausgerechnet der Oberguru der „Kampagne DW“, dem der Begriff und die 
Deutungshoheit „Enteignen“ nicht nur mit solchen Aktionen längst enteignet wurde. Selbst die BILD-Zeitung 
in ihrem Titelblatt war da solidarischer, indem sie den Zusammenhang zur Wut der Mieter*innen und der 
Aktion herstellt. 


Keine Hoffnung auf Kampagnen wie diese... 


Wir vermuten, und das hat Gründe, dass diese Riege, die den Volksentscheid forciert, bereits jetzt für Kritik 
unempfindlich ist. Denn sie haben noch nicht mal ein selbstkritisches Wort darüber verloren, wie sie den 
letzten Mietenvolksentscheid erfolgreich in den Sand gesetzt haben. Ohne Rücksprache mit den 
Unterstützer*innen, ohne Einbeziehung der Basis hat die zum Teil gleiche Clique (!) eigenmächtige 
Entscheidungen getroffen und viele Menschen vor den Kopf gestoßen. Auch diese Kampagne war 
hochemotional aufgeladen. Und man ließ die Basis Unterschriften sammeln, hochmotiviert und 
engagiert.Doch der sogenannte K.O.-Kreis spielte damals ein doppeltes Spiel und verhandelte mit dem 
Senat im Geheimen, traf intransparente Entscheidungen und schockierte die Basis bis auf die Knochen. Was 
war das für ein Frust, eine Enttäuschung und Ernüchterung. Als hätte es das alles gar nicht gegeben wird 
eine neue Kampagne aus der Taufe gehoben, ebenso fragwürdig wie die damalige. Vielen gelten die 
damaligen Akteure bis heute als politische Verräter*innen an der Mietkampfbewegung der Stadt. 
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Ein Teil der damaligen Kritiker*innen an dem K.O.-Kreis schweigt vielleicht heute aus Höflichkeit, manche 
auch aus Resignation. Doch andere haben eine klare Haltung. Sie setzen auf eine Verbreiterung einer 
radikalen Bewegung gegen die Stadt der Reichen. Friedrichshainer Nordkiez und internationale und 
interkiezonale Aktionen, #besetzen, Basisstrukturen, Demos wie „Keine Rendite mit der Miete“, „Fang den 
Bus“, Aktionen und Blockaden vor den Immobilenversammlungen, Friedel 54, Radikale Beratungsstellen, 
Küchen für Alle, Zwangsräumungskämpfe, direkte Aktionen und Anschläge z.B. auf das Carloft, auf 
Investoren, Googlecampus — die Agenda der Radikalen setzt seit langem eigene und vielfältige Akzente. Der 
braune Verfassungsschutz (VS) kotzt und warnt vor der Gefahr, dass anarchistische Gruppen Zuspruch im 
bürgerlichen Lager bekommen. Zu spät in dem Fall. So arbeitet der VS daran, seinen parlamentarischen 
Arm, die AfD, soziale Fragen von Rechts besetzen zu lassen. Das gelingt derzeit in dem Mietenkampf nicht, 
nicht mit so dummen wie plumpen Parolen wie „die Ausländer haben uns die Wohnungen weggenommen“. 


Das Thema ist von linker und anarchistischer Seite durch eine jahrelange Kontinuität, Praxis und 
Ansprechbarkeit und einer Offenheit gegenüber Bürgerlichen und Gestrandeten im Kapitalismus 
gleichermaßen gesetzt. Und die Mietenbewegung wird auch diese Kampagne hinter sich lassen und die 
„Eigentumsfrage“ radikalisieren. Diejenigen, die das dann aufgreifen und zu verwässern versuchen, werden 
mit dem Gegenwind klarkommen müssen. Die Kampagnenheinze zu zwingen sich immer wieder einer 
Perspektive zu stellen, stellen zu müssen, die eine andere Gesellschaft will und nicht die Menschen mit ihren 
Nöten verarscht durch Bevormundung, das ist der Part jener Gruppen, die länger dabei sind und erkennen, 
wann wieder die Kampagnenheinze Sozialdemokratie in die Bewegung hinein zu etablieren versuchen. 
Wenn diese die Menschen und Bewegung versuchen zu benutzen und zu funktionalisieren, für das eigene 
Projekt, die eigene Ego-Befriedigung, die eigene Organisation, für eine zukünftige Machtbeteiligung... dann 
ist ein klares, ehrliches und offenes Wort zu sagen. Wenn die Menschen durch die Machtstrukturen und 
Verarschungen durchblicken, können sie den Bewegungsmanager*innen auch das Management versauen 
und die Bewegung schützen. 


Rückkauf von DW ist Wohnraum im Besitz des Landes... Und? 


Doch kommen wir nochmal zurück und vertiefen wir inhaltlich den Gedanken rückgekaufter Wohnungen am 
Beispiel „Deutsche Wohnen“: Auch wenn ein teurer Rückkauf der Wohnungen von „Deutsche Wohnen“ und 
anderer stattfinden sollte, ist das Eigentum nur in den Händen anderer Betriebswirtschaftler gelandet und 
eben nicht in der Verfügung von Vergesellschafterinnen. Nehmen wir Stadt & Land. Sie nutzen den 
Mietspiegel ständig um Gewinn zu generieren, wie einst von Sarrazin verordnet und bis heute von der 
Regierung vorgeschrieben. Sie handeln nach Marktgesichtspunkten und sind per Senatsweisung auch daran 
gebunden, rentabel zu arbeiten. Rentabilität bedeutet Gewinne zu erwirtschaften, die nicht nur in Sanierung, 
sondern auch in Neubau investiert werden. Neubau geht aber marktkonform nur in einem Preissegment, das 
die Mittelschichten bedient, aber nicht die sowieso schon ausgegrenzten Klassen. Diese werden als 
„Überflüssige“ verwaltet und an den Rand geschoben: verarmte Rentner*innen, „Hartzer', Alleinerziehende, 
prekär Beschäftigte und jene, die gerade den Mindestlohn erhalten, Geflüchtete mit Arbeitsverbot, der White 
Trash, der vor den Supermärkten und in den Parks rumlungert, etc. Und so arbeitet auch „Stadt und Land“ 
und die HOGOWE „rentabel“ - diese landeseigenen Betriebe führen sogar die Liste der Zwangsräumungen 
für 2017 in Berlin an - mit über 750 Zwangsräumungen. Öffentliche Wohnungsbauunternehmen in Hand der 
Stadt sind also nicht Teil einer Lösung, sondern Teil eines Problems. 


Sollte tatsächlich eine Gesetz auf den Weg gebracht werden, so sagen die Interviewten in dem AK-Artikel: 
„Die Umsetzungen werden wir natürlich kritisch begleiten und kontrollieren“. Welch eine Selbstherrlichkeit 
und Selbstüberschätzungen der eigenen Fähigkeiten und Möglichkeiten: Der Glaube, sich auf fremden 
Terrain souverän entlang der Interessen von Unten bewegen zu können. Und was für eine Fehleinschätzung 
der Kräfteverhältnisse zu glauben, dass durch den Bescheid etwas anderes heraus kommen könnte als ein 
weiteres bürokratisches Wohnungsverwaltungsmonster, das entlang der marktlogischen Gewinn- und 
Wachstumsambitionen operiert. Und wer vielleicht darauf schielt ein Pöstchen zu ergattern um diese 
Umsetzung kritisch zu begleiten - der*die lasse sich besser auf keiner einzigen Demo mehr sehen. 
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Warum wohnen nicht alle Menschen zu einigermaßen ähnlichen Bedingungen in Wohnungen, die der 
Gesamtheit gehören, die im kleinen durch die Mieter*innen verwaltet werden? Hier behauptet niemand, dass 
das ein leichter Prozess wäre. Aber an der eigenen Entmündigung zu arbeiten und dem Konzern „Deutsche 
Wohnen“ den Besitz wegzunehmen, um ihm dem Staat zu übereignen, der muss nicht nur ein 
ausgesprochen loyales Verhältnis zum Staat haben und verharrt anscheinend darüber hinaus gerne auch in 
Knechtschaft. Oder er verarscht die Anderen absichtlich, um selber voran zu kommen. Denn es ist eine süße 
Illusion, dass dem Landeseigentum leichter beizukommen ist als dem privaten. Hat Stadt und Land sich 
nennenswert bewegt, als sie für die Mieterhöhungspolitik kritisiert wurden? Bleiben sie weit unter dem 
Mietspiegel, haben sie bezahlbare Wohnen gebaut, haben sie vielleicht sogar Mieten gesenkt in den letzten 
Jahren, um angesichts der Mietspiegelentwicklung im Sinne der ärmeren Bevölkerungsteile gegen zu 
halten? Komisch, warum eigentlich nicht? Sind doch städtisch. Aber „Deutsche Wohnen“im Besitz des 
Senats soll nun plötzlich alles verändern? 


8 oder 13 Milliarden? Ach, nur 30 Milliarden? Peanuts... 


Die Macher*innen des neuen Volksentscheides hantieren mit Entschädigungssummen wie die Großen, 
vielleicht 8 Milliarden, vielleicht aber auch 13, als wären sie die Finanzabteilung des Senates. Die 
Gegenseite hantiert im übrigen mit 30-35 Milliarden Euro als Entschädigungssumme. Dass der Kampagne 
nicht selber auffällt, dass das mit Enteignung im politischen Sinne nichts zu tun hat? Das ist das Problem mit 
reformistischer und Ängste funktionalisierender Politik, die sich auf Spielregeln einlässt anstatt das Spiel zu 
beenden. Kann eine solche Politik zu einer radikalen Selbstkritik fähig sein? Folgerichtig kann man auch 
andere Wege nicht erkennen und hält den eigenen für alternativlos. „Die Entschädigungssumme ist natürlich 
eine hoher Preis (...) Aber die Enteignung ist die einzige Möglichkeit wie man sich die Bestände [Verkaufte 
GSW-Häuser Anm. Verfasser*innen] wiederholen kann, ohne die hohen Preise zu bezahlen, die zukünftige 
Mietsteigerung Schon eingepreist haben.“ (Zitat A&K) Kein Wort von anderen politischen Möglichkeiten. 
Keine Perspektive entlang von Widerstand. Stattdessen schwadroniert im Artikel der ILer weiter: „Insofern ist 
das sogar unter finanziellen Gesichtspunkten die beste Variante“. Spricht da noch ein Linker? Oder ist Links- 
sein so sehr auf den Hund gekommen? 


Stadt von unten selber machen - es lebe die Anarchie... 


„Enteignen“ steht Land auf, Land ab, für einen radikalen Ansatz -— Kampagne hin oder her. Es ist an der 
Mietkampfbewegung damit weiter zu experimentieren und die Verhältnisse zum Tanzen zu bringen. Es sind 
und bleiben die Eigentumsverhältnisse als Ganzes, es bleiben die neuen Klassenverhältnisse, die uns 
bewegen werden. Wer arm ist, wird arm bleiben und wird folglich immer beengter wohnen, oder aufs Land 
gehen, bis auch dort das Wohnen schwierig wird. Ein Teil wird obdachlos, ein anderer Teil bleibt einfach bei 
Mama wohnen, und viele resignieren und zerbrechen an den Verhältnissen. Oder werden von ihrer 
Existenzangst aufgefressen, im Irrglauben sie seien selber schuld an der Misere. Es geht also um einen 
Kampf, der sich gegen eine Stadt der Reichen richtet. Gegen deren kaputte Konsumbedürfnisse, gegen die 
Touristifizierung der Stadt, den Ballermanntourismus in unseren Kiezen und die Ferienwohnungen und 
Hostels in unseren Häusern. Es geht gegen das Unternehmen Stadt, das nicht nur seine Wohnungsbau- 
gesellschaften gewinnorientiert zu wirtschaften zwingt, sondern als Ganze nach betriebswirtschaftlicher 
Logik verwaltet wird. Es geht gegen die Startups, die hoffen im Run auf das große Geld aufs richtige Pferd 
gesetzt zu haben, es geht gegen Baugruppen und öko-konservative Eliten wie sie in der Markthalle 9 
zusammen schmausen. Es geht gegen die Gier, alles zu Geld zu machen, den Boden, das Haus, die 
sozialen Beziehungen. Der Kampf ist vielseitig zu führen und immer wieder zu bündeln an der Frage des 
Eigentums, der Klassenfrage im Neoliberalismus, an anarchistischen Gegenentwürfen, die militant verteidigt 
werden müssen und an einer sozialen Kultur, die ernsthaft auch an einem anderen sozialen Entwurf arbeitet, 
der im Widerspruch zur Konkurrenz, zur Lüge, zur Kälte, zur Macht, zur Intrige steht — denn genau das sind 
unsere Strukturen nicht. Sie sind in ihrem Inneren in der Regel zu oft ein Abbild der von Herrschaft 
dominierten Gesellschaft. Denn das private ist politisch! 
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Wer steht im Weg rum und nervt...? 


Gerade ist doch das Problem, dass die Eigentumsverhältnisse in ihrer bürgerlichen Auslegung den Anspruch 
auf Besitz in welcher Größe auch immer garantiert, während es zugleich den Ausschluss der 
Nichtbesitzenden garantiert. Die Nichtbesitzenden haben noch nicht mal die Garantie darauf, an den 
Rändern der Stadt wohnen zu können, um dann für die Reichen zu Dienstleistungszwecken anzureisen, zu 
putzen, kochen, die Kinder zu betreuen und die Hunde auszuführen, die Autos zu reparieren, den Bus zu 
fahren, sexuell zu Diensten zu sein, den Dachgarten zu pflegen, den Partymüll von der Straße zu sammeln. 
Die Boulevardpresse titelte schon: Polizisten können sich die Stadt nicht mehr leisten, die sie schützen 
sollen. Da lachen wir über die der Polizei zugeschriebene Rolle, denn „ganz Berlin hasst die Polizei”, wie wir 
wissen. Eine Polizei, die zur Sicherung des Eigentums, Zwangsräumungen durchsetzt und immer wieder 
brutal zuschlägt um den Mächtigen die Macht zu sichern, die den Nordkiez terrorisiert und über die Funktion 
des Befehlsempfängers hinausgehend ein politischer Player gegen den Mietkampf ist. Beispielsweise sei 
hier die illegale Räumung des besetzten Ladens in der Wrangelstraße erwähnt. 


Der Klassencharakter von Wohnsituation ist aber exemplarisch klar benannt. 
Besetzen als Wille das Eigentum zu Vergesellschaften... 


Es wird um die Weiterführung der Besetzungsversuche gehen. Um die militante Absicherung der 
Besetzungen entweder, oder mit den Körpern von tausenden Menschen die der Polizei das durehkommen 
unmöglich machen. Das sind nicht irgendwelche Körper, sondern Menschen, mit dem Willen, ein von 
Räumung bedrohtes Haus, Mieter*in, Zwangsgeräumte, ein Haus im Mietstreik kollektiv und verantwortlich 
zu schützen. Dieses Bewusstsein fällt nicht vom Himmel, diese Angst vor den Gegenreaktionen wird nicht 
einfach so überwunden. Es geht darum auch eine Stimmung ZU schaffen, die jede Räumung zu einem 
hohen politischen Preis für die Stadt werden lässt, wie damals bei der Zwangsräumung in der Lausitzer 
Strasse. Da hasste ganz Kreuzberg mal die Polizei. Eine Bewegung, die sich tief verankert in der 
Bevölkerung und solidarisch handelt. Ein Mietstreik zu propagieren und dann ADer TaISAENIEN. SAID Ale 
sozialen, solidarischen und kämpferischen Bedingungen zu schaffen, sind zwei unterschiedliche Sachen. 
Für einen Mietstreik braucht es eine sehr starke Bewegung, die den Streikenden bei einer Räumung 
Perspektive bietet. Oder die eben schon so stark ist, das sie den Mietstreik über eine Bewegung 
durchzusetzen in der Lage ist. 


Wir setzten auf Kontinuität, auf die Stärkung einer basisorganisierten Mieter“innenbewegung, die sich nicht 
anführen lässt, sondern selbst anführt. Eine Bewegung, die Mut hat zur Diversität, zu internationalen 
Bezügen und Kämpfen, die Erfahrungen mit Staat und Gesellschaft macht, von bürgerlich bis anarchistisch. 
Die Erfahrungen sammelt mit unterschiedlichen praktischen Ansätzen, sozialrevolutionär, feministisch, breite 
Massenaktionen und mit Massenmilitanz, mit Straßenfesten und Kulturaktionen, mit Wohnungsbesetzungen 
und gekaperten Aktionärsversammlungen. Und diese Erfahrung miteinander teilt und ihre nächsten Schlüsse 
und Aktionen daraus ableitet. 


Die Mietenwahnsinnsdemo 2019 mit ihren über 35.000 Menschen war vor allem ein Erfolg eines jahrelang 
gewachsenen, basisorientierten Organisierungsansatzes, der mit den ersten Mietenstoppdemos vor rund 
zehn Jahren begann. Damals wie heute: Keine Parteien, Sekten und NGOs, die uns anführen, geschweige 
denn als Organisationen offen auftreten durften. Und dann dieses Jahr der Versuch einer Ladenbesetzung in 
der Wrangelstrasse im Rahmen dessen was möglich war. 


Etappenziel: Allen Eigentumsneubau verhindern... 


In diese Richtung gilt es weiter zu denken: Verstetigung, kontinuierliche Stadtteilarbeit, Beratungen, Kiez- 
und Hausversammlungen durch öffentliche Gruppen etc. bei gleichzeitig militanten Angriffen informeller 
Gruppen. Offene Diskussion und Versammlungen an vielen Orten über eine Aneignung der Stadt auf breiter 
und auch auf massenmilitanter Basis (Blockaden, Mietstreiks, Besetzungen etc.) sind zu initiieren. Auch 
tatsächlich Mietkampf mit anderen Kämpfen zu verbinden und auszuweiten. Und anarchistisch-revolutionäre 
Herangehensweisen und Konzepte diskutierbar und zugänglich zu machen. Subversive Kommunikations- 
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attacken auf die Eliten (z.B. Kündigungen/Zwangsräumungen an Reiche aussprechen). Nicht nur auf den 
Grunewald beschränkte Spaziergänge sondern auch Spaziergänge oder Angriffe auf ihre sozialen Orte der 
Reproduktion (wie Golf & Tennisplätze, Saunen, Edelkitas, Privatschulen, SUVs, Restaurants, etc). Und ihre 
Arbeitsstätten, Privatjets, Firmenwagen, Hausverwaltungen, Wachschutz... Hier liegt auch die 
Verschränkung mit dem Klimathema auf der Hand. Zerstören sie die Welt, in der wir leben, verdrängen sie 
uns aus der Stadt, zerstören sie sozial-gewachsene Kieze, werden wir sie besuchen. Der Bau von 
Eigentumswohnungen muss vielfältig zum Erliegen kommen. In jedem Winkel der Stadt. Das sollte eine 
unserer Zielrichtungen unter vielen anderen werden: Tags mit Vielen, Nachts mit wenigen. 


Party Ende Gelände... 


Und auch der Ballermanntorismus und die Hostels: Das ist nur die kommerzielle (Aus-)Nutzung unserer 
sozialen Räume, die damit verkauft werden. Lassen wir uns in diesem Gewerbebereich des Unternehmens 
Stadt nicht weiter zu unbezahltem Statistenvolk degradieren. Die Stadt ist keine ergiebige Tourismusfabrik, 
wie sie sich das rot-rot-grünen Regierungspersonal erhofft und wofür es alles tut, sondern unser Lebens- 
und Wohnort. Zerstören wir den Partyort Berlin, das geile Feierimage, bevor wir zwischen Lärm, 
Oberflächlichkeit, sozialer Kälte und Konsumterrorismus zerrieben werden. Es kann nur eine große Party 
geben: Die der Zerstörung der Herrschaft. Und den Feiern der Etappensiege, wenn ein Kampf gewonnen 
wird — ein Haus verteidigt, eine Besetzung durchgeführt wurde, ein Investor aufgibt (Google raus), ein CEO 
den Koffer packt (tschüss, Zahn), ein Bulle überläuft, eine Spitzel sich outet, eine Enteignung praktisch von 
Tausenden, Wütenden, Entschlossenen durchgesetzt wird. 


Wir plädieren an Alle: 


An die miltanten Gruppen zum Beispiel, und diejenige die es werden wollen: Setzt Akzente, die die 
Menschen in ihrem Kampf um bezahlbare Mieten, um ihr Wohnrecht, um eine andere Stadt stärken und 
ihnen den Rücken frei halten. Verbindet den Kampf um unsere Freiräume und Projekte mit Mietkämpfen und 
Auseinandersetzungen anderer Betroffener. Greift die Konzerne und Reichen an. Helft den Stadteilkampf 
auszuweiten in die Konzernetagen und Villenviertel. Unberechenbar. Bunt. Vielfältig. Offensiv. 


Wir plädieren an Alle: 


An die offen auftretenden Zusammenschlüsse von Mieter*innen, Stadtteil-Initiativen etc.: Sucht die 
Diskussion mit dem radikalen Teil der Bewegung, tauscht Euch mit ihnen aus. Entwickelt eigene (radikale) 
Ansätze, stellt sie zur Diskussion und fordert Unterstützung vom militanten Teil der Bewegung ein. 
Organisiert Euch sozial, solidarisch, kollektiv und offensiv. 


Ja, es sieht nicht gut aus insgesamt. Unsere Erfolge stehen oft nicht im Verhältnis zu unseren Niederlagen. 
Ja, bevor wir eine Wohnung erfolgreich verteidigt haben, sind mehr als zehn andere verloren gegangen. Ja, 
einer bezahlbaren Unterkunft stehen weit mehr zehn Eigentumsneubauten gegenüber. NOCH! 


Denn wir sind entschlossen. Ja, wir haben keine andere Wahl. Ja, aber wir werden unsere Kraft entdecken 
und uns wundern, was wir auszurichten in der Lage sind — wenn wir uns nicht spalten. Wenn wir den 
Bewegungsmanagern (und Managerinnen) und Führern die Macht wegnehmen und uns von ihnen nicht 
immer wieder aufs Glatteis führen lassen — wenn wir die Kuschelspiele mit der Politik beenden, wenn 
Tausende an einer Baustelle, Zwangsräumung, Besetzung, Entmietung stehen und „NEIN“ sagen, und auch 
„NEIN“ meinen und auch „NEIN“ durchsetzen. 


ENTEIGNEN! Es lebe die Anarchie - viva la revolucion! Juli 2019 
„Wir sind über zehntausend Jahre alt - unser Name ist Mensch“ 


Ein „Neues sozialrevolutionäres Stadtentwicklungsprogramm“ lehnt sich an die Veröffentlichungen anderer 
Gruppen an: Das „Sozialrevolutionäre Stadtentwicklungsprogramm“ von 2010 und „Die Eigentumsfrage 
stellen — Stadt übernehmen“ von 2013 wurden in Medien wie „indymedia links unten“ hochgeladen. Die 
Zerschlagung anarchistischer Medien durch den Staat infolge einer revolutionären Mobilisierung zum G20 in 
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Hamburg hat der Bewegung ihr Archiv und somit ein Teil unseren Gedächtnis beraubt. Radikale Antworten 
stehen nach wie vor aus! »Sozialrevolutionäres Stadtentwicklungsprogramm. 


Der Zweijahres-Plan "Stadt übernehmen« : 
http://urbanconflicts.blogsport.de/texte/stadtentwicklungsprogramm/ 

»Man muss den Unternehmen die Wohnungen wegnehmen« : https://www.akwenb.de/ak_s/ak64 7/20.htm 
»Mieten-Enteignungs-Volksbegehren als Nebelkerze 

mit toxischen Nebenwirkungen für Mieter« : http.//berliner-wasserbuerger.de/?p=4318 

»Die Eigentumsfrage stellen -Stadt übernehmen« 
http://urbanconflicts.blogsport.de/texte/die-eigentumsfrage-stellen-stadt-uebernehmen/ 

»Das Mietenvolksbegehren ist gescheitert. Frühzeitig genug, um Neues zu wagen« 
https://wirbleibenalle.org/?p=3117 


Because the night belongs to us... 
(Eine Feministische Autonome Zelle) 


because the night belongs to lovers 
because the night belongs to us 
- Patti Smith 


Wir beobachten seit einiger Zeit mit Sorge die Richtung, in die emanzipatorische(re) Kämpfe im 
deutschsprachigen Raum sich in den letzten Jahren bewegen. Wir, das sind Menschen, die sich in 
den letzten Jahren innerhalb dieser Strukturen politisiert haben und wurden und seitdem ein immer 
stärkeres Gefühl von Mitverantwortung für die Ausrichtung unserer Gruppen und Bewegung(en) 
wahrgenommen haben. Gleichzeitig erlebten wir, dass unsere persönlichen Sorgen und Ängste 
davor, was wir mit unseren weiteren Leben machen und wie wir dabei zum Beispiel mit 
finanziellem Druck und Repressionen umgehen sollten, von denselben Strukturen gar nicht oder 
nur sehr unzureichend abgefangen wurden. Unser Vertrauen in in die Verbindlichkeit linksradikaler 
Subkultur wankte. Biografische Krisen fielen zusammen mit dem, was wir als strukturelle Defizite 
und Zweifel an unseren Zusammenhängen und "der Bewegung" sahen: 


Wir fühlten uns oft erschlagen von der Menge und Lautstärke politischer Gegner*innen und 
staatlicher Angriffe, blieben in Reaktion auf diese äußeren Umstände gefangen und schon davon 
überarbeitet und erschöpft. Interne Hierarchien trugen ihren Teil dazu bei, dass Arbeitsverteilung 
ungleich blieb und auf solidarisches Handeln und Achtsamkeit innerhalb der "eigenen" Kreise kein 
Verlass sein konnte. Es kamen Zweifel an der Wirksamkeit und Sinnhaftigkeit unserer Arbeit - nach 
außen wie nach innen - und Gefühle von Stagnation auf. Oft schien es, als wären unsere 
Handlungen und Aktionen vor allem selbstreferentielle Szenebespielung. Wir fragten uns: Wurden 
Aktionen gemacht, um etwas zu erreichen, oder weil sie den Handelnden Status einbrachten? 
Wir beobachteten, dass bestimmte etablierte (Re-) Aktionsformen und Verhaltensregeln "der 
Szene" wie Riten eingefahren waren. Entlang des gesellschaftlichen Trends entwickelte sich auch 
im Bereich des politischen Widerstands eine Form der Erlebniskultur, die Aktivist*innen vom Ziel, 
der Durchführung und den möglichen Konsequenzen einer Aktion entfremdete und 
Aktionserlebnisse wie ein Festivalwochenende zunehmend zum Konsumgut werden ließ. Dabei 
war unser Gefühl: Wir brauchen keine Szeneexpert_innen und Polit-Gurus und keine 
Anhänger_innen libertärer Ideen. Wir brauchen gelebte Anarchie. 
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Viele Aktionen hatten nur offensichtliche Ziele und kratzten höchstens an der Oberfläche einer 
Thematik. Andere beugten sich der massiven Einspeisungskraft der bürgerlichen Gesellschaft und 
wurden vereinnahmt durch den NGO-industriellen-Komplex und bürgerliche Protestformen, immer 
verbunden mit der Entsolidarisierung und Abgrenzung von anderen Formen des Widerstands. Es 
folgte die Einbindung in systemstabilisierende Partizipation. Auf der anderen Seite wuchsen 
berechtigte Ängste vor Gewalt und Repressionen, die uns lähmten und zu Selbstzensur und 
vorauseilendem Gehorsam z.B. in Konfrontation mit dem Staat führten. 


Unsere Weltblicke und "die Bewegung" sind aktuell stark in politische Flügel und Themengebiete 
fragmentiert. Es gibt immer wieder Versuche und Erfolge dabei, solidarische Bezüge zwischen 
"benachbarten" Strömungen herzustellen, doch große, tatsächlich radikale und nicht-reformistische 
"Massenbewegungen", wie sie beispielsweise in den letzten Jahren in Teilen Lateinamerikas unter 
einem gemeinsamen feministischen Nenner entstanden sind, scheinen uns in Nord-/ Mitteleuropa 
und insbesondere in der BRD aktuell undenkbar. Alles zusammen führt uns zu der Sinnfrage: Kann 
es so, für uns Einzelne wie für uns als Gruppen, Gemeinschaften, und als Bewegung, 
weitergehen? 


Diese Überlegungen finden statt im Rahmen gesellschaftlicher Verhältnisse beherrscht von der 
stetig fortschreitenden Verdrängung von Freiräumen, der immer besseren Organisierung und 
Vernetzung rechtsradikaler Kräfte, reaktionärer Zuspitzung und autoritärer Formierung, neuen 
Polizeigesetzen und verbesserten Möglichkeiten technologischer Überwachung, rassistischen 
Grenz- und Abschiebungsregimen im globalen Norden, und der immer weiteren Überformung des 
kapitalistischen Patriarchats. Nachdem ab 2015 europaweit antinationale und antirassistische 
Kämpfe auflebten, haben sich diese innerhalb weniger Monate und Jahre in Resignation erschöpft. 
Doch das Sterben im Mittelmeer geht weiter und die Rechtsverschiebung auch. Wie 2019 
Unversöhnlichkeit mit diesen Verhältnissen leben? 


Es ist verständlich, dass gegenüber diesen Verhältnissen Ohnmacht und nur unzureichende 
Antworten und Gegenentwürfe stehen (können). Uns fehlen aktuell strategische Überlegungen und 
angemessene Antworten darauf, welche Umgänge mit sich immer weiter verschärfenden 
Verhältnissen gefunden werden könnten. Dabei begründet schon Auschwitz als Bezugspunkt 
kritischen Denkens und Handelns die absolute Dringlichkeit im Kampf für eine Welt frei von 
Autoritäten, in der Ausbeutung und Beherrschung jede Grundlage entzogen wird. Auschwitz steht 
für uns für die schlichte Notwendigkeit, solange sich in der Welt nichts ändert, weiter zu kämpfen. 
Für viele von uns, Subversive, Punks und Queers, sind und bleiben subversive Gemeinschaften 
zudem der einzige lebbare Ort in der Gesellschaft. Aber einfach so "weitermachen" ist für uns 
keine Option. 


Wir Schreibende haben offensichtlich keine Lösung für alle Defizite und Widersprüche in unseren 
Bewegungen. Doch aber beschäftigt uns seit einiger Zeit, was unsere Kämpfe brauchen und was 
wir zu den notwendigen Veränderungen beitragen können. Unser Ausgangspunkt ist dabei die 
Verbindung anarchistischer und feministischer Erfahrungen und Analysen als Grundlage unserer 
Kämpfe. Dabei sind Feminismus und Militanz für uns kein Widerspruch, sondern in Verbindung 
gerade Mittel mit dem Potential zur Subversion patriarchaler Herrschaft. Wir haben uns daher (in 
den letzten Jahren) für den gemeinsamen Kampf als Feministische Autonome Zellen (FAZ) 
entschlossen. Die FAZ sollen für eine Ausrichtung hin zu direkten militanten Öko-feministischen 
Aktionen mit theoretisch-strategischer Einbettung in den gesellschaftliichen Kontext und aktuelle 
politische Kämpfe stehen. Unseren Aktivismus verstehen wir als anarchistisch, feministisch, 
antifaschistisch, autonom, militant, gegen den technologischen Angriff und konsequent 


x 27% 


herrschaftskritisch innerhalb der eigenen Struktur. Wir kritisieren Personalisierung und 
Personenkult sowie Idolisierung in der Szene, beeindruckende Prestige-Aktionen, die aber 
einmalig bleiben, sowie angekündigte (befriedete) Massenaktionen. Unser Format ist eine 
anonyme und auf Nachhaltigkeit angelegte militante Bewegung von dezentralen autonomen 
Zellen. 

Über die Organisierung unter einem gemeinsamen Gruppennamen hoffen wir Kritisierbarkeit 
herzustellen, die Dialoge mit Mitstreiter*innen über Ausrichtung und einzelne Aktionen der Zelle(n) 
ermöglichen soll. Die Idee autonomer Zellen ist darüber hinaus die leichte Nachmachbarkeit von 
Aktionen, zwischen denen Bezüge hergestellt werden und auf Aktionen Anderer aufgebaut werden 
kann. Die relativ leichte Nachmachbarkeit und Transparenzmachung unserer Schritte im Rahmen 
unserer Sicherheitsvorkehrungen soll, zusammen mit einem Do It Yourself-Anspruch, eine 
Vermassung und Dezentralisierung von Organisierung und Aktionen ermöglichen, die es zudem 
den Strafverfolgungsbehörden des Staates erschwert, Einzelne von uns ausfindig zu machen. Wir 
möchten uns dabei nicht von anderen Aktionsformen abheben, sondern konstruktiv und solidarisch 
Impulse setzen. Wohin es für uns genau gehen soll, wissen wir zum heutigen Tag noch nicht 
genau, aber wir wissen, wo wir anfangen wollen und sind uns sicher: Nichtstun ist keine Option. 


In Sachen militante Organisierung können wir auf eine vielseitige Geschichte (allein in der BRD) 
zurückblicken. Wir wollen dabei insbesondere historische Bezüge zur oft vergessenen Epochen 
linksradikaler Geschichte wie Partisan*innenkämpfen, der Roten Zora und Revolutionären Zellen 
sowie der Militanten Gruppe und vielen weiteren weniger bekannten herstellen, mit unseren 
Aktionen an ihren Stil anknüpfen, aus ihren Erkenntnissen lernen, und sie in stetiger Reflexion an 
die aktuellen Verhältnisse anpassen. Konkret beginnen wir mit kleinen direkten Aktionen, 
verstanden als Nadelstiche gegen Knotenpunkte der Kapitalistisch-patriarchalen Maschinerie. 


Als Beginn haben wir in den Morgenstunden des 06. August 2019 den Amazon Locker in der 
Eschholzstraße in Freiburg im Breisgau zerstört. Amazon liefert nicht nur Päckchen, sondern ist zu 
einem globalen Dienstleister für Polizei-, Geheimdienst- und Militärapparate geworden. Wir wollen 
die Rolle des Konzerns für den technologischen Angriff thematisieren und dazu aufrufen Amazon 
zur Rechenschaft zu ziehen. Uns geht es nicht um spektakuläre Aktionen, sondern darum gezielt 
und mit einfachsten Mitteln anzugreifen. Es braucht keine Expertise, schwer zugängliches Material 
oder hohe Risikobereitschaft. Sie werden niemals all ihre Amazon Locker bewachen können. Auch 
Technologie-Riesen sind angreifbar. 


Sie markieren den Beginn einer Serie von Texten und Aktionen, die wir versuchen werden, 
möglichst transparent zu machen. Wir hoffen, mit unseren Reflexionen zu Gedanken und 


Prozessen beitragen zu können und von Bezug nehmenden Diskussionen und Aktionen zu 
erfahren. 


Bildet feministische autonome Banden! 


Gruß und Kuss- eine Feministische Autonome Zelle 
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Warum wir keine Märtyrer brauchen 


Unser Text ist eine Antwort auf den Text über Nero, der am 18.06.2019 in der Vice erschien. 
(https. /www.vice.com/de_ch/artıcle/Sk34gk/nero-berliner-linksautonomer-blendet-polizei- 
hubschrauber-landet-ım-gefaengnis) 


Auch, wenn nun schon fast zwei Monate seit Erscheinen des Textes vergangen sind, ist es uns 
immer noch wichtig, den Artikel nicht unbeantwortet stehen zu lassen. Wir denken, dass in dem 
Text einige Aussagen enthalten sind, die wir so nicht stehen lassen können. In dem Text wird 
unseres Erachtens nach ein sehr falsches Bild davon gezeichnet, wer wir, die Autonomen, sind 
und was wir wollen. Das wollen wir berichtigen. 


Wir wollen mit unserer Antwort nicht Nero persönlich angreifen oder ihn gar diskreditieren. Gerade 
haben wir keinerlei Kenntnis von einem Dementi seinerseits und können daher nur davon 
ausgehen, dass er mit dem in dem Text geschriebenen einverstanden ist. Mit dem oben genannten 
Text hat Nero sich aber als Einzelperson in eine ausgesprochen exponierte Stellung gegeben, die 
wir hier nur aufgreifen. Wir betonen: Alle anderen Macker und vermeintlichen Märtyrer unter den 
Autonomen sind genauso Adressaten unserer Kritik! 


Schon die Einleitung des Textes ist schlichtweg falsch. Nero ist kein Märtyrer in der linksradikalen 
Szene. Wir, die Verfasserinnen dieses Textes, können selbstverständlich nicht für die gesamte 
linksradikale Szene sprechen, aber wir lehnen das Märtyrertum schon aus der Idee heraus ab. Wir, 
die Autonomen, brauchen keine Individuen, die ihrer Überzeugung wegen Todesqualen leiden, und 
zu denen wir dann aufschauen und die uns den Weg weisen. Wir sind uns selbst genug und 
schauen nicht zu Einzelnen auf, stattdessen solidarisieren und verbünden wir uns miteinander, um 
uns zu unterstützen und zu stärken, weil unsere emanzipatorischen Kämpfe untrennbar 
miteinander verwoben sind. 


Weiter ist Nero durch seine Aktion auch nicht zur Legende geworden. Sicherlich hat ihn die darauf 
folgende Repression mit Haft und zugehöriger Soli-Kampagne greifbar gemacht, aber für uns galt 
immer noch: „Getroffen hat es einen, gemeint sind wir alle!“ Nero ist keine Legende und hat auch 
sonst keinen speziellen Status, für den er teuer bezahlen musste. Er ist genauso belanglos und 
zugleich genauso wichtig wie wir alle. Dieses eine Mal hat der Staat ihn erwischt, wie schon viele 
andere vor und nach ihm. 


Die eingangs beschriebene Aktion, das Entfernen der Jörg Meuthen-Plakate, ist grofsartig. Was 
uns stört: Dass Nero den Ton angeben soll. Wenn dem so ist, dann müssen wir und vor allem er 
sich fragen, wie es um seine Emanzipation bestellt ist. Er bestimmt und zwei Frauen, die es im 
Gegensatz zu Nero wohl nicht wert sind, weiter benannt zu werden, führen aus? Die hier 
dargestellte Rollenverteilung ist sexistisch, daran Spaß zu haben ist es erst recht und widerlich 
noch dazu. Wir lehnen es ab, dass Menschen über andere bestimmen und diese unterdrücken, sei 
es wegen des Geschlechts oder aus sonstwelchen Gründen. Unser Ziel ist die Befreiung der 
Frauen und aller anderen Geschlechter und der Untergang des Patriarchats. 


Außerdem werden Aktion immer zusammen geplant und durchgeführt. In unseren autonomen 
Gruppen haben wir keine Hierarchien und keine Anführer. 


Genauso unterteilen wir unsere Aktionen nicht nach „low level“ oder dem Grad der angewandten 
Gewalt. Wir überlegen unsere Aktionen nach strategischen Gründen, ob sie geeignet sind, unser 
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Ziel zu erreichen. Wenn es nötig ist, wenden wir dann selbstverständlich auch Gewalt gegen 
Sachen an, aber niemals zum Selbstzweck — wir sind ja keine Hooligans. 


Nero sagt, er wollte mit dem Blenden des Hubschraubers verhindern, dass seine Freunde beim 
Randalieren in der Rigaer gefilmt werden. Das klingt ganz nett, aber ignoriert, dass wir unsere 
Organisierung nicht auf Sympathien, sondern auf gemeinsame Ideen beziehen. Natürlich haben 
wir auch Freund*innen, aber wir stehen zusammen mit all unseren Verbündeten - Kompliz*innen, 
Gefährt*innen, Genoss*innen, Revolutionär*innen, Unterdrückte, Aufständige, Ausgestoßene, 
Widerspenstige und wie auch immer wir sie nennen - das sind weit mehr als die Freund*innen, die 
wir mögen und gern haben. 


Die Ka(d)terschmiede ist auch mehr als ein Kellerloch mit Möbeln vom Sperrmüll. Sie ist vor allem 
selbstverwalteter Treffpunkt, an dem sich Nachbar*innen und Aktivistfinnen austauschen, 
vernetzen und organisieren können, es gibt eine Vokü und regelmäßig verschiedenste inhaltliche 
Veranstaltungen. Die Ka(d)terschmiede ist einer dieser Orte, an denen wir unsere Ideen von 
Selbstverwaltung zur Praxis machen können. 


Neros schnelle Festnahme zeigt, wie wichtig es ist, sich auf Aktionen gut vorzubereiten. Dass 
Bullen-Helis mittels Wärmebild-Kameras gesuchte Objekte markieren und verfolgen können und 
so effektives Mittel sind, um den Bullen am Boden die Festnahme zu erleichtern, ist schon lange 
eine bekannte Information. Dieses Wissen hätte bei den Gedanken zu einer Flucht miteinbezogen 
werden müssen. Selbstverständlich ist es auch oft notwendig, spontan zu agieren, und dann 
müssen wir diese Vorbereitung entbehren. Wenn es aber geht, wenn wir Zeit zur Vorbereitung 
haben, dann sollten wir diese nutzen, um sauberer arbeiten zu können, weniger Spuren zu 
hinterlassen, besser fliehen zu können und den Fängen der Repressionsbehörden zu entziehen. 


Richtig mag sein, dass die linksradikale Szene - und vor allem die linksradikale Bewegung - 
schrumpft, mit sich selbst beschäftigt ist und manchmal auch einen Kleinkrieg gegen die Bullen 
führt. Das liegt schlichtweg daran, dass uns dieser Drecks-Staat, wo er nur kann, konsequent 
versucht mit Repressionen zu überziehen: Häuser und Wagenburgen werden geräumt, 
Linksunten.indymedia.org verboten, Verbündete in den Knast gesteckt,... Die Repression scheint 
zu wirken. Wir brauchen aber deswegen keine Heldenfiguren, keine Märtyrer, keine Anführer, die 
Aufsehen erregen. Wir brauchen entschlossene Menschen, die sich organisieren, sich gegenseitig 
unterstützen und so auf Augenhöhe für eine freie und solidarische Gesellschaft kämpfen. Wir 
brauchen nur uns selbst, um die herrschenden Verhältnisse zu stürzen. 


Nero sagt, sein Kopf sei stehen geblieben als er 15 war. Das bedauern wir. Antifa ist auch für uns 
mehr als jugendliche Rebellion, deswegen bleibt der Kopf auch nicht bei 15 Jahren stehen. Antifa 
heifst auch, jeden Tag zu hinterfragen, nicht nur die Verhältnisse, sondern auch sich selbst, sich 
kontinuierlich auseinanderzusetzen und weiterzuentwickeln. Jugendliche Rebellion kann aber der 
erste Zugangsmoment zur Politisierung und Radikalisierung sein. 


Nero sagt auch, dass Berlin die Anlaufstelle für Autonome in Deutschland sei. Wir wissen, 
Autonome gibt es überall, in den Städten und im Hinterland. Letzteres sollte er noch aus 
Heiligendamm wissen. 


Wir bedauern auch, dass Nero keine Hoffung hat, dass sich etwas verändert. Wir streben 
hoffnungsvoll eine bessere Welt an, auch, wenn klar ist, dass die Revolution nicht morgen sein 
wird und es bis dahin vermutlich noch viel Zeit und Anstrengung braucht. Für uns sind Skoda 
fahren und Tatort gucken auch nicht die Sachen, gegen die wir uns auflehnen müssen. Bürgerliche 
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Zwänge lehnen wir ab. Aber die unterdrückten und ausgebeuteten Klassen sind nicht unsere 
Feinde — hingegen ist es der Kapitalismus, der die Grundlage dafür bildet, und den gilt es zum 
Einsturz zu bringen! Hier lohnt sich durchaus ein Verweis auf Marx's Kapital. 


Wir unterscheiden unsere Aktionen auch nicht in Kategorien wie „Kindergarten“ oder „feierlich“. Für 
uns sind alle Aktionen, die die herrschenden Verhältnisse radikal in Frage stellen, gleich gut. Egal, 
wie unscheinbar sie wirken, wie militant sie sind, wie mutig wir meinen, sein zu müssen, wie 
niedrigschwellig sie sind. Uns geht es immer um das Ziel, die befreite Gesellschaft, danach wählen 
wir unsere Mittel. Alle Mittel, egal ob militant oder nicht, sind gerecht, wenn sie der Emanzipation 
und Subversion dienen. Nero reproduziert mit seiner Aussage "Die Aktion mit dem Hubschrauber 
war doch Kindergarten, ein Banküberfall wäre feierlich gewesen." außerdem unserer Auffassung 
nach den patriarchalen Stereotyp des starken Mannes. 


Wir finden Enteignung - auch die von Banken - großartig! Bei Bankenteignung müssen wir immer 
mitbedenken, dass in der Bank anwesende und zu Geiseln genommene Menschen traumatisiert 
werden können und dies in unsere Entscheidung miteinbeziehen. Mit Bankenteignung können wir 
uns Geld für unsere linken Projekte besorgen. Bankenteignung zur Finanzierung des persönlichen 
Luxus, zum Beispiel zum Fahren eines Sportwagens, finden wir nicht revolutionär. Besser kaufen 
wir uns allen davon unauffällige Fluchtwägen, Bolzenschneider oder ein Boot, um Menschen auf 
dem Mittelmeer vor dem Ertrinken zu bewahren. 


Das hier ein Vergleich zwischen Neros individualistischem Geschwätz von persönlichem Luxus 
und den radikalen Aktionen von Andreas Baader gezogen wird, ergibt für uns keinen Sinn. Nero 
will als Einzelkämpfer sein persönliches Glück ermöglichen, Andreas Baader - so kritisch mensch 
die RAF auch betrachten mag - kämpfte mit seinen Aktionen für einen Umsturz der herrschenden 
Verhältnisse. 


Abschließend bleibt noch unsere Freude, dass sich Nero im Knast nicht hat brechen lassen. Die 
JVA Tegel muss selbstverständlich schreiben, dass er ein anständiger Häftling war: jede andere 
Aussage würde ihre Machtposition offen in Frage stellen. An dieser Stelle ist es wichtig 
klarzustellen, dass wir natürlich Neros Aussage glauben schenken und nicht die der JVA Tegel. 


Wir hoffen aber auch, dass es ihm um mehr geht als Zerstörungslust und „ein paar Jahre hinter 
Gittern für ein paar Sekunden Chaos“. 


Uns geht es jedenfalls um mehr: Unser Ziel ist die Befreiung aller Menschen, die Beseitigung jeder 
Herrschaft und die Erschaffung einer Gesellschaft, in der wir alle frei und solidarisch miteinander 
leben können. Manchmal scheinen ein paar Sekunden Chaos das richtige Mittel dafür zu sein und 
ein paar Jahre hinter Gittern ist dann die Konsequenz. 


Wir wünschen Nero, dass er diese Ziele teilt. Vielleicht mag er ja sogar eine kritische Antwort auf 
diesen Text, und vor allem auf den zitierten Text verfassen. 
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In Erinnerung an eine Gefährtin, die früh gegangen ist. 


„Ich vermochte nur wenig. Aber die Herrschenden 
Saßen ohne mich sicherer, das hoffte ich. 

So verging meine Zeit 

Die auf Erden mir gegeben war. 


Die Kräfte waren gering. Das Ziel 

Lag in großer Ferne 

Es war deutlich sichtbar, wenn auch für mich 
Kaum zu erreichen. 

So verging meine Zeit 

Die auf Erden mir gegeben war.“ 


(B. Brecht, An die Nachgeborenen) 


Auf sicher hat unsere Freundin den Herrschenden so manch eine schlaflose Nacht und manch 
einen besorgten Tag bereitet. 

Wir erinnern uns voller Freude an die Momente, in denen wir Pläne ausheckten und umsetzten; an 
die Momente, in denen wir in den Straßen der großen Städte kämpften im Widerschein brennender 
Barrikaden und den Sound berstender Scheiben von Filialen der Konzerne oder von Geschäften 
für den Luxus der Reichen im Ohr. - Und in denen wir janz weit draufen hinter Gebüsche und 
Hecken geduckt lauerten auf die Bewegungen der Schergen. 

Wir erinnern uns liebevoll an sie, ihre Gedanken und Taten — genauso wie unsere Gedanken zu 
den Gefährt innen wandern, die in allen Gegenden des Planeten gegen dieses miese System der 
Vernichtung und Zerstörung kämpfen voller Liebe für das Leben und blankem Hass auf die 
Schweine. 

Noch kurze Zeit vor Ihrem Tod, meinte die Genossin, dass es so toll ist, dass wir noch da sind und 
vor allem noch in Freiheit. In diesem Sinne werden wir auch in Zukunft handeln. 


„Ich wäre gerne auch weise 

In den alten Büchern steht, was weise ist: 

Sich aus dem Streit der Welt halten und die kurze Zeit 
Ohne Furcht verbringen 

Auch ohne Gewalt auskommen 

Böses mit Gutem vergelten 

Seine Wünsche nicht erfüllen, sondern vergessen 
Gilt für weise. 

Alles das kann ich nicht: 

Wirklich, ich lebe in finsteren Zeiten!“ 


(B. Brecht, An die Nachgeborenen) 


HASTA SIEMPRE COMPANERA 


% 32% 


Stadtpolitik Kurznachrichten 


Tu mal wat Aktionstage 


Vom 26.- 29. September finden die Tu mal wat Aktionstage statt. 
Aus dem Aufruf: 


„10 Jahre Betongoldboom, 15 Jahre Privatisierung der städtischen Wohnungen, 20 Jahre Stopp 
beim sozialen Wohnungsbau, 29 Jahre Berliner Linie. Für die Mieter*innen heißt das: eine Dekade 
immenser Mietsteigerungen. Belastet werden wir aber nicht nur finanziell: Verdrängung macht 
Angst und belastet das Sozialleben. Während sich Berlin in eine glattgeschliffene Betonwüste 
verwandelt, erzeugen die Renditeerwartungen auf dem Wohnungsmarkt einen um-fassenden 
Druck: Raus aus der Wohnung, raus aus dem Laden, raus aus dem Kiez, raus aus der Stadt. 
Dieses System hat einen Namen: Kapitalismus. Das Recht auf Eigentum an Grund und Boden 
entscheidet darüber, ob mensch sich diese Stadt noch leisten kann... 


Wir wollen Räume in denen es möglich ist, mit der Idee von kollektivem und gemeinschaftlichem 
Wohnen der zunehmenden Vereinzelung von Menschen entgegenzuwirken und stattdessen 

solidarische Strukturen aufzubauen und zu stärken. Wir wollen uns diese Stadt praktisch aneignen. 
Dafür seid ihr alle gefragt.“ 


Wagenplatz DieselA und Rummelsburger Bucht konkret 


Räumungsbedroht! 

Seit dem 25. Mai besetzt die Wagengruppe DieselA, das Gelände der Hauptstrasse 2-3 an der 
Rummelsburger Bucht. Die Investa GmbH hat jetzt mit der Räumung gedroht, die am morgen des 
2. September stattfinden soll. Kommt am frühen Morgen des 2. September oder schon ab dem 


Vorabend zu in die Bucht um die Bucht gegen Räumung, Profitinteressen und Verdrängung 
zusammen zu stehen und sie zu verteidigen! 


DON'T MESS WITH LIEBIG34 - PROZESS UND DEMO VERSCHOBEN! 


Der Gerichtstermin für die Verhandlung der Räumungsklage der Liebig34 wurde verschoben. 
Neuer Termin wird wahrscheinlich der 01.11.2019 sein. Deshalb fällt die Demo am 14. September 
erstmal aus, schließlich gibts noch viele andere Projekte zu verteidigen! 


Kar 
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Verfahren gegen Linksunten eingestellt 


21.08. 2019 


Elf Strafverfahren sind eingestellt. Der nächste Schritt muss sein, das Verbot der linksradikalen 
Plattform zu kippen. Sonst droht ein Präzendenzfall. 


Auf den ersten Blick wirkte die Nachricht bahn-brechender als sie ist: elf Strafverfahren in der 
Sache „Linksunten.Indymedia-Verbot“ wurden eingestellt. Das ist ohne Zweifel eine gute Nachricht, 
sogar eine sehr gute, aber nicht die entscheidende in der ganzen Angelegenheit. Denn über das 
Verbot der linksradikalen Internetplattform, welches das Innenministerium im August 2017 
ausgesprochen hat, ist noch nicht entschieden. 


Die Strafverfahren, die nun eingestellt wurden, richteten sich gegen Unbekannt und gegen drei 
Freiburger*innen, bei denen im Zuge des Verbots Razzien durchgeführt worden waren. Der 
Verdacht lautete auf Bildung einer kriminellen Vereinigung und Verstöße gegen das Vereinsgesetz. 
Linksunten wurde als Verein bezeichnet, ein Verbot ist hierbei besser zu verkaufen als bei einem 
Presseorgan. 


Nun hat die Karlsruher Staatsanwaltschaft eingeräumt, dass gegen die Beschuldigten nicht genug 
vorliegt. Eine klare Vorstellung davon, wer zum vermeintlichen Verein gehören soll, haben offenbar 
weder das Innenministerium noch die Staatsanwaltschaft. 


Und die bei den Razzien beschlagnahmten Speichermedien sind auch nach zwei Jahren in der 
Asservatenkammer noch verschlüsselt. 


Das zeigt auch, dass das Verbot mit der heißen Nadel gestrickt war. Es war ein populistischer Akt 
des Innenministeriums im Bundestagswahlkampf 2017. 


Der nächste logische Schritt wäre jetzt, sich das Verbot vorzunehmen — und zu kippen. Das muss 
das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig machen, dort ist die Klage dagegen anhängig. Den 
Richter*-innen muss klar sein, dass sie einen Präzedenzfall schaffen, wenn sie das Verbot 
aufrechterhalten. Ein unliebsames Webportal, ein Blog, ein linkes Zentrum, eine Nachbarschafts- 
Initiative wäre künftig dann vielleicht schneller als verfassungsfeindlicher Verein eingestuft, als man 
denkt. 


Anstatt jetzt weiter gegen potenzielle Vereinsmitglieder oder Sympathisant*innen des Portals zu 
ermitteln, wäre eine Entschuldigung seitens des Innenministeriums angebracht. Nicht nur gegen- 
über den mutmaßlichen Betreiber*innen, sondern gegenüber der Öffentlichkeit. In Zeiten, in denen 
Journalismus und die Glaubwürdigkeit von Journalisten oft einen schweren Stand haben, muss es 
oberste Priorität sein, die Presse- und Meinungsvielfalt zu schützen. 
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Rozbrat Bleibt! 
3. August 2019 
das älteste Squat in Polen, seine aktuelle Situation und seine Zukunft. 


Rozbrat, eines der wichtigsten linken Zentren in Polen ist nach 25 Jahren akut bedroht! Es liegt an 
uns allen es zu Verteidigen. 


Im Gegensatz zu anderen kulturellen Einrichtungen war das Rozbrat immer autonom. Autonom 
von staatlichen Institutionen. Ähnlich wie in Berlin ist auch in Polen zu beobachten, dass 
alternative Einrichtungen aus politischen und ökonomischen Gründen verdrängt werden sollen. 
Das Rozbrat ist immer ein absolut unabhängiges Zentrum gewesen. Mehrere Generationen von 
Aktivist*innen, die bei vielen bedeutenden Mobilisierungen und Debatten über gesellschaftliche 
Themen eine entscheidende Rolle spielten, haben sich im Rozbart organisiert. In der 
Vergangenheit haben Aktivist*innen aus dem Rozbrat offensiv und in solidarischer Art und Weise 
die am meisten ausgegrenzten Bewohner*innen der Stadt verteidigt und unterstützt. Sie haben 
Dutzende von Arbeits-, Mieter- und Umweltprotesten angestoßen. Weit über die Szene und über 
Poznan hinaus ist das Rozbrat eine wichtige kulturelle und politische Institution in Polen. 


Die allgemeinen politischen und gesellschaftlichen Prognosen und Entwicklungen in Polen sind 
seit Jahren mehr als düster da nicht nur eine nationalkonservative Regierung an der Macht ist 
sondern auch die extreme Rechte immer brutaler und selbsbewusster agieren kann. Zuletzt war 
dies bei den gewalttätigen Übergriffen gegen LGBTIG Aktivist*innen in Biatystok zu sehen. 
Autoritäre Tendenzen, innerhalb des Staates durch den Ausbau polizeilicher Befugnisse und 
brutale Repression wie zum Beispiel gegen linke Klimaaktivisten, ermutigen die Rechten. 


Die Regierung [PIS] versucht seit Jahren nicht nur Medien und Gerichte für sich zu vereinnahmen 
sondern bekämpft auch aktiv die kritische Zivilgesellschaft in Polen. 


Gleichzeitig herscht gesellschaftlich ein gnadenloser Turbokapitalismus. Wer nicht Teil der 
neoliberalen Leistungsgesellschaft ist erhält wenig Unterstützung. Auch in Polen hat die 

Gentrifizierung der Innenstädte in den vergangenen Jahren stark zugenommen. Wer seine 
Wohnung nicht halten kann wird, vorallem in Großstädten, hemmungslos zwangsgeräumt. 


Alternative Einrichtungen sind in Polen nur wenige zu finden. Das Rozbrat ist eine der wichtigsten 
echten Alternativen in einer ansonsten vom staatlich gefördertem patriotischem Kitsch 
gelangweilten und von hochkommerzialisierter Kultur ausgegrenzten Bevölkerungslandschaft. 


Wer echte Opposition sucht und die konservativen neoliberalen Arschlöcher in Polen genauso 
hasst wie die faschistische Rechte ist dazu aufgerufen das Rozbrat und andere autonome Projekte 
mit allen verfügbaren Mitteln aktiv zu unterstützen. 
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